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Liebes MitgLied,

ab dieser Ausgabe hat unser Polizei 
Report  ein neues Layout und ist bun-
ter geworden. ich hoffe, er hält sich gut 
in den Händen und findet viele inter-
essierte Leser! Für die langjährige Un-
terstützung und die aktuelle erneuerung 
unseres gewerkschaftsmagazins Polizei 
Report danke ich besonders den Mitar-
beitern des Polizei Report Verlags, inge-
borg Mensch und Henner Jud in Neun-
kirchen. Allen inserenten ein herzliches 
dankeschön, dass sie ihr Unternehmen 
in unserer Zeitung bewerben und somit 
auch die gewerkschaftsarbeit in der Po-
lizei unterstützen. eine weitere dank-
sagung geht an unseren altbekannten 
Kollegen und Ruheständler Norbert 
Weinbach, der seit Jahren unermüdlich 
die südhessenredaktion in Abstimmung 
mit dem bezirksgruppenvorsitzenden 
leitet. 

in der dezemberausgabe kam ich 
in meinem Vorwort auf die Landtags-
wahlen und tarifverhandlungen 2013 
zu sprechen. Am 1. Februar 2013 hat 
die erste tarifverhandlungsrunde  be-
gonnen. Am Verhandlungstisch für alle 
hessischen Polizeibeschäftigten ist nur 
die gdP als spitzenorganisation vertre-
ten! Als die Nachricht umherging, dass 
von Arbeitgeberseite kein Angebot un-
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terbreitet wurde, war das keine Über-
raschung. das Land Hessen ist nun mal 
so. ein Arbeitgeber der seine Mitarbeiter 
schätzt, macht sich im Vorfeld gedan-
ken, das ist eine gesunde erwartungs-
haltung. 

Während die Hauptstadt berlin das 
geld mit vollen Händen verschleudert, 
muss das geberland Hessen sparen. 
berlin gibt jährlich für Kunst und Kul-
tur 880 Mio. euro aus. Zum Vergleich: 
New York 565 Mio. und London 530 



Mio. der neue Flughafen berlin/bran-
denburg (beR) wird statt der geplanten 
2,5 Milliarden ca. 4,3 Milliarden euro 
kosten. berlin hat 23 theater- und vier 
Opernhäuser. damit die Requisiten beim 
transport zwischen der Übungsbühne 
und dem Haupthaus nicht nass werden, 
wird dort ein 100 Meter langer tunnel 
in 17 Metern tiefe für weitere etliche 
Millionen gebaut. 

Mit einer Klage vor dem bundes-
verfassungsgericht wollen bayern und 
Hessen eine Reform des Länderfinanz-
ausgleichs erzwingen und das ist, bei so 
einem Vergleich, auch gut so! Wir zah-
len die Zeche und damit muss schluss 
sein. es muss auch schluss damit sein, 
dass wir mehr leisten und weniger be-
kommen sollen. in Hessen kosten Kin-
dergartenplätze monatlich bis zu 400 
euro und in Rheinland-Pfalz sind sie 
kostenlos! Hessens beamte arbeiten 42 
stunden pro Woche alle anderen ar-
beiten weniger. Womit haben wir das 
verdient? Wie lange wollen wir uns das 
noch gefallen lassen? Mit gerechtig-
keit und solidarität hat das schon lange 
nichts mehr zu tun!

das erste Wahlgeschenk werden vie-
le Jungkommissare schon im April 2013 
erhalten. die derzeit beabsichtigten He-
bungen im bereich der besoldungsstu-
fen A 9 (869) und A 10 (261) sehen 
wir für das Jahr 2013 grundsätzlich als 
positiv an. eine Lösung für die struk-
turprobleme in der hessischen Polizei 
ist dies jedoch nicht. der Flaschenhals 
in der A 10 wird immens steigen und 
damit immer enger werden. Hebungen 
oberhalb der A 11 sind dringend gebo-
ten. Hier erkennt man genau die feh-
lende Wertschätzung für dienstgrup-
penleiter von kleinen dienststellen und 
für stellvertretende Kommissariatsleiter 
in der besoldungsstufe A10. Und davon 
haben wir etliche! Wir haben auch auf 

der Pst Rüsselsheim und auf der Pst 
Heppenheim dienstgruppenleiter in A12 
und A11. beide machen die gleiche Ar-
beit!  es wäre richtiger und gerechter 
gewesen, primär diese strukturprobleme 
zu lösen. es kann nicht angehen, dass 
Funktionsträger für ihre Verantwortung 
nicht höher oder mindestens gleich be-
soldet werden. Meine Kritik ist deshalb 
berechtigt, weil man nur an die gegen-
wart denkt und nicht nachhaltig eine 
Lösung angestrebt hat. es ist durch-
schaubar, dass die Überlegung der Lan-
desregierung folgende war: Wie können 
wir mit dem geld möglichst viele „Wäh-
ler“ erreichen?  

„diese Hebungen sind ein guter An-
satz, ersetzen aber nicht die verbesse-
rungswürdigen erschwerniszulagen für 
die besonders belastenden dienste“, so 
der Landesvorsitzende der hessischen 
gdP, Jörg bruchmüller, gegenüber dpa.

im Änderungsantrag der Fraktio-
nen von CdU und FdP vom 30.11.2012 
(drucksache 18/6690) steht als Ab-
schlusssatz: „eine Ansatzerhöhung ist 
entbehrlich. Mehrausgaben werden im 
Rahmen des Haushaltsvollzugs aufge-
fangen.“ Also wenn diese Hebungen 
nicht mehr geld kosten, weil sie aufge-
fangen werden, stellt sich die Frage von 
wem?  

Letztes Jahr sollte noch die beihilfe 
gekürzt werden, weil man dem sparz-
wang unterworfen war. ist das alles 
vorbei? es stellt sich die Frage, hat man 
über Jahre Rücklagen gebildet um genau 
im superwahljahr mit diesen stellenhe-
bungen zu punkten? Rückt die beihil-
fenreform nach der Landtagswahl wie-
der ins Visier der Landesregierung?

sind die stellenhebungen eine Art 
ballungsraumzulage? Was ist mit den 
Kommissar/innen die nach 2015 fertig 
werden? Müssen die länger als vier Jah-
re warten? das ist leider nicht geklärt 

und deshalb empfinde ich dieses Paket, 
für all jene die es nicht erreicht, als Mo-
gelpackung. Wir haben auch ältere A10 
die mit 56 und älter noch evd-dienste 
absolvieren oder im Wechselschicht-
dienst sind und keine Chance auf eine 
A11 haben. Man sagt mir nach, dass ich 
immer das bestmögliche erzielen möch-
te. in NRW kann man im streifendienst 
und im Kommissariat auch die A11 für 
seine Leistung erhalten, und das ohne 
dienst- und Fachaufsicht. Warum kön-
nen wir das Positive anderer bundeslän-
der nicht kopieren? 

die Fraktionen im Hessischen Land-
tag wären gut beraten gewesen, die duZ 
zu verbessern. bei einer Verbesserung 
der duZ hätte man ca. 8000 Polizei-
beschäftigte erreicht. Außer der tatsa-
che, dass die Kolleg/innen beispielsweise 
im Wechselschichtdienst oder für evd-
dienste bei einer 42-stundenwoche zu 
wenige erholungsphasen haben, werden 
sie für diese belastenden dienste nahezu 
lächerlich entlohnt. „Für einen Nacht-
dienst in Hessen erhält ein Kollege nicht 
einmal halb so viel, wie der gleiche Kol-
lege in bayern“ so bruchmüller weiter.

diese Landesregierung hat es wei-
terhin geschafft eine gesonderte Wech-
selschichtzulage für die Operativen ein-
heiten auf die lange bank zu schieben. 
Nach dem Austritt aus der tarifgemein-
schaft der Länder (tdL) im Jahre 2004, 
also seit neun Jahren, hätte man das 
schon erwarten können.

Abschließend bleibe ich dabei, wer 
so politisch gestaltet, dem gehört die 
Verantwortung entzogen, und das un-
abhängig von welcher Partei die Regie-
rung gestellt wird. 

Und damit möchte ich es belassen. 
ihr merkt, wir sind am ball und lassen 
uns nicht blenden. 

Mit gewerkschaftlichen grüßen
Antonio Pedron
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hPa mIt neuer werBeaKtIon für  
KommISSaranwärter

// 5

Die HPA in Wiesbaden, verantwort-
liche Abteilung in der hessischen Polizei 
für die Nachwuchsgewinnung von Kom-
missaranwärter/innen, initiierte jetzt eine 
neue und interessante Werbebannerakti-
on quer durch Hessen. Jedes Polizeiprä-
sidium hat ein Banner (2x4m) zur Verfü-
gung gestellt bekommen, um es an einer 
stark frequentierten Polizeiliegenschaft 
aufzuhängen. 

eiNsteLLUNgsbeRAtUNg UNd 
PeRsONALRAt AUF eiNeR LiNie

Durch den Einstellungsberater des Po-
lizeipräsidiums Südhessen, Werner Klose 
(PÖA, Tel. 06151- 969-2413), wurde die 
Idee an den Personalrat herangetragen. 

Gemeinsam haben wir uns Gedanken 
gemacht und kamen sofort zu dem Ergeb-
nis, dass das auch Thema von Personalrä-
ten und Gewerkschaften ist. Die Personal-
debatte ist leider Dauerthema.

Die Auftaktstation startete Anfang 
Januar 2013 bei der PD Groß-Gerau in 
Rüsselsheim. Gemeinsam mit Werner Klo-
se haben wir das Banner im Blickfeld der 
Öffentlichkeit aufgehängt. Dort hängt es 
für mehrere Wochen und geht dann in-
nerhalb Südhessens weiter auf Reisen. Die 
Idee finde ich persönlich gut und wenn 
sie richtig umgesetzt wird, auch erfolg-
versprechend. Verbesserungsvorschläge, 
Kritik und Anregungen nehme ich gerne 
entgegen und leite diese an die HPA wei-
ter. Die Aktion lebt von uns und von un-
seren Erfahrungen.

Jeder von uns ist in ideeller Weise eine 
Art Werbeträger und Aushängeschild der 
hessischen Polizei. Wir alle haben mal die 
eine oder den anderen auf den Polizeibe-
ruf angesprochen und zum Einstellungs-
berater geschickt. Ich unterstelle auch, 
dass die meisten den örtlich zuständigen 
Einstellungsberater kennen. Auf der ei-
nen Seite freut es mich sehr, an so einer 
Aktion beteiligt zu sein, auf der anderen 
habe ich auch meine Erfahrung sammeln 
können. 

VeReiNbARKeit VON FAMiLie UNd 
beRUF?

Einen Verbesserungsvorschlag, den ich 
Mitte Januar 2013 an die HPA weitergab, 
war die Umsetzung von Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, wie auf dem Werbe-

versprechen. Ein zukünftiger PK-A aus 
einem anderen Bundesland ist Schwager 
eines Kollegen mit Dienstort in Südhes-
sen. Dieser nahm Kontakt mit der Einstel-
lungsberatung der HPA auf und erklärte, 
dass er bei seinem Schwager für die Dauer 
des Studiums wohnen könne und bat um 
einen Studienplatz an einem bestimmten 
Studienort. Um die Geschichte zu verkür-
zen, anstatt ihm entgegen zu kommen,  
ließ man ihn im nebulösen Raum mit ab-
solut kalter Unverbindlichkeit.  

Deshalb wurde ich auch in meiner 
Funktion als Personalrat gebeten, aktiv zu 
werden. Ich hatte bei diesem Telefonat 
das Gefühl, als hätte ich mit einer be-
triebsfremden Abteilung zu tun. Meine 
Forderung, die Familienzusammenfüh-
rung zu ermöglichen, stieß auf bürokrati-
sche Kälte. Natürlich duzten wir uns 
nicht. Das Telefonat hat auch dann einen 
sachlichen aber kritischen Lauf genom-
men. Ich erwarte von einer Einstellungs-
beratung, dass sie jungen Menschen, die 

bereit sind ihren Lebensmittelpunkt in das 
Rhein-Main-Gebiet zu verlegen, auch un-
terstützt. In den letzten Jahren habe ich 
vermehrt die Wahrnehmung, dass junge 
Kolleg/innen, die nicht ihre Wurzeln in 
Hessen haben, sich ohne ihre eigene Fa-
milie schwer tun. Sie pendeln, fühlen sich 
nicht wohl und sind ständig auf Reisen 
zwischen Heimat und Dienstort, jeder un-
vorhersehbare Dienst ist Belastung. Die 
Hessische Polizei braucht Menschen die 
sich mit ihrem Dienstort identifizieren 
und insbesondere in den südhessischen 
Ballungsräumen, wie Frankfurt, Offen-
bach, Darmstadt und Wiesbaden. Ich ver-
trete den Standpunkt, dass auch bei neu-
en Anwärtern ein dienstliches Interesse 
bestehen muss, um den Dienstbetrieb 
nachhaltig zu fördern und das geht nur, 
wenn man kollegial und im sachlichen Di-
alog ergebnisorientiert aufeinander zu-
geht.  

Antonio Pedron

Toni Pedron mit dem neuen Werbebanner. wk

gDP Berechnet ruhegehalt
FORMbLAtt bei deR gesCHÄFtssteLLe ANFORdeRN

Wer im Dienst in die Jahre gekommen ist und nicht so genau weiß, wie hoch 
ihre/seine Pension sein wird, die/der kann das natürlich als Faustformel selbst 
ausrechnen. Mann oder Frau können sich aber auch an die Geschäftsstelle der 
hessischen GdP wenden, per E-Mail, Telefon oder Brief. Dort gibt es nämlich ein 
Computerprogramm „Ruhe Gehalt Plus“ mit dem Geschäftsführer Bernd Kuske-
Schmittinger die künftige Pension errechnet. Aus Erfahrung weiß er, dass diese 
Berechnung, mit wenigen Cent Unterschied, meist dem Betrag entspricht, den die 
Pensionsregelungsbehörde auch errechnet. 

Wichtig ist, bei der GdP ein Formblatt anzufordern, es ausgefüllt zurückzuschi-
cken, zusammen mit der möglich neuesten Kopie eines Gehaltsauszuges. Dann läuft 
der Service der GdP.

Adresse: Gewerkschaft der Polizei, Wilhelmstr. 60a, 65183 Wiesbaden; Telefon: 
Bernd Kuske-Schmittinger, 0611-9922750; E-Mail: bks@gdp-online.de    nw 
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Vom StreIfenwagen InS PerSonalratSBüro

mIKe majewSKI VertrItt mIchael SchweIKert unD antonIo PeDron

// 7

Eigentlich begann die wechselvolle 
Geschichte von Michael (Mike) Majewski, 
Vorsitzender der GdP-Kreisgruppe Berg-
straße, bei einer Sitzung des Vorstandes 
der Bezirksgruppe (BZG) Südhessen. Da 
wurde nämlich nach einer Lösung ge-
sucht, wie man wegen der langwierigen 
Krankheit von Michael Schweikert, Vorsit-
zender des Personalrats beim Polizeiprä-
sidium Darmstadt, und seinem Vertreter, 
Antonio Pedron, der über sein Lebensar-
beitszeitkonto (LAK) Stunden „abfeiern“ 
wollte, die Arbeit im Personalratsbüro or-
ganisieren könne. Toni wollte die Stunden 
nehmen, da seine Ehefrau kurz vor der 
Geburt einer zweiten Tochter stand und er 
zuhause helfen und die schon vorhandene 
kleine Tochter betreuen musste. Natürlich 
wollte er auch seine Ehefrau in den ersten 
Wochen unterstützen.

Ohne Michael Schweikert und Toni 
Pedron wären im Personalratsbüro dann 
zeitweilig, weil in Altersteilzeit, nur noch 
Annerose Meierewert (zuständig für Ta-
rifbeschäftigte) und, ganztags, Heini 
Schmitt (DPolG) tätig. Und dann managt 
noch Anke May das Geschäftszimmer. Bis 
auf den Mann von den „Blauen“, sind alle 
anderen langjährige Mitglieder der GdP. 
Da war schnell klar, dass nur ein GdP-
Mann (oder eine GdP-Frau) als Vertretung 
in Frage kommt. Das „Gleichgewicht“ soll-
te wieder hergestellt werden.

MiKe MAJeWsKi MeLdete siCH 
FReiWiLLig

Viele Freiwillige wurden so schnell 
nicht gefunden. Es sollte ja auch jemand 
sein, der sich in der Personalratsarbeit 
ein wenig auskennt und der nicht auf 
den Mund gefallen ist. Die Wahl des Vor-
standes fiel auf Mike Majewski, der sich 
freiwillig bereit erklärte, für zwei Mona-
te ins PR-Büro zu wechseln. Einfach sei 
das nicht gewesen, offenbarte er jetzt in 

einem Gespräch mit dem Polizei-Report. 
Immerhin sei es ein Wechsel gewesen 
vom Streifenbeamten (Ansprechpartner 
für den Bürger) mit all den anfallenden 
Arbeiten im Wechselschichtdienst, zum 
Bürobeamten, zur Aufrechterhaltung der 
Aktivitäten im Personalratsbüro.

Antonio Pedron hatte der Behörde 
mitgeteilt, dass Mike Majewski ihn ver-
treten werde, wenn er seine Überstunden 
abbaue. Er werde die Geschäfte im PR-
Büro führen und sei dann auch Ansprech-
partner für die Behörde. 

gANZ NeUe eRFAHRUNgeN ge-
sAMMeLt

Bereits nach vier Wochen stellte Mike 
Majewski fest: „Das war eine ganz neue 
Herausforderung für mich, die auch mei-
ne Sichtweise auf so manche Entschei-
dung der Behörde in ein ganz anderes 
Licht gerückt hat. Jetzt kann ich deren 
Entscheidungen in ganz anderer Art und 
Weise verstehen und nachvollziehen“. Das 
sagte er, obwohl er als ehrenamtliches 
Personalratsmitglied (nicht freigestellt) 
die Arbeit dieses Gremiums schon länger 
kannte. „Ich habe die Behörde von oben 
nach unten kennen gelernt. Dazu kommt 
der persönliche Kontakt zur „Führungs-
ebene“ des PPSH, zum Personal im „Mut-

terhaus“ und auch zu anderen Bereichs-
präsidien“, so seine ersten Eindrücke und 
Erfahrungen. Die Vielfalt des neuen Ar-
beitsfeldes sei für ihn eine ganz andere 
Herausforderung, mache ihm aber sehr 
viel Spaß. Das sei etwas ganz anderes als 
zum Beispiel eine Unfallaufnahme, eine 
Anzeigenaufnahme oder die persönliche 
Vorsprache eines Bürgers. Es gebe zwar 
auch im PR-Büro „Mitarbeiter“ die sich 
teils per Telefon, teils per Mail oder auch 
direkt persönlich mit einem „Problem“ 
an ihn als „Personalrat“ wendeten, doch 
damit komme er aber ganz gut zurecht. 
Schwieriger sei es, wenn diese Personen 
hofften, dass man sofort, oder zumindest 
sehr zeitnah, eine Problemlösung in ihrem 
Sinne parat habe. Manchmal suchten sie 
aber auch nur jemand, der ein offenes zu-
hörendes Ohr habe, um sich etwas von der 
Seele zu reden. 

Zeit iM PR-bÜRO ist begReNZt
Die Zeit im Personalratsbüro ist für 

Mike Majewski, der nebenbei auch noch 
einige andere Aufgaben aus seiner vorhe-
rigen Tätigkeit zu erledigen hat, zunächst 
bis zum 15. März begrenzt. Möglich ist, 
dass er dann aber noch weiterhin aus-
hilfsweise dort tätig sein wird/muss, zum 
Beispiel als Urlaubsvertretung, da Micha-
el Schweikert  noch eine längere Zeit ar-
beitsunfähig sein dürfte.

Wer sich mit Mike Majewski in den 
vergangenen Wochen unterhalten hat, 
der dürfte schnell festgestellt haben, 
dass er der richtige Mann als Vertreter im 
Personalratsbüro ist. Der hat sicher auch 
festgestellt, dass ihm die Arbeit recht gut 
von der Hand geht und dass ihn die an-
deren dortigen PR-Mitglieder und auch 
Anke May tatkräftig unterstützen. nwmm

 

mike majewski an seinem neuen 
arbeitsplatz im Pr-Büro in Darmstadt. 

nw

Vertrauen für heSSenS gDP-VorSItzenDen
jörg Bruchmüller neuer SchrIftführer Im gDP-BunDeSVorStanD

Es hat sich etwas getan im Geschäfts-
führenden Bundesvorstand der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP). Der hessische 
GdP-Landesvorsitzende Jörg Bruchmüller 

wurde zum neuen Schriftführer im Ge-
schäftsführenden Bundesvorstand (GBV) 
gewählt. Der Gewerkschaftsbeirat, das 
höchste Gremium der GdP zwischen den 

Kongressen, hat Jörg Bruchmüller im Ja-
nuar 2013 auf seiner Sitzung in Potsdam 
gewählt. Die Wahl war notwendig gewor-
den, weil sein Vorgänger, Oliver Malchow 
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(Schleswig-Holstein), das Amt des stell-
vertretenden GdP-Bundesvorsitzenden 
übernommen hat. Bruchmüller ist seit De-
zember 1985 Mitglied der GdP und führt 
seit 2004 den GdP-Landesbezirk Hessen. 
Im November 2010 war er von den De-
legierten des 24. Ordentlichen GdP-Bun-
deskongresses in den Geschäftsführenden 
GdP-Bundesvorstand gewählt worden 
und amtierte dort seither als stellvertre-
tender Bundeskassierer. 

Neu im GBV ist auch Rüdiger Seiden-
spinner (Baden-Württemberg) als stell-
vertretender Bundeskassierer. Ebenfalls in 

den Geschäftsführenden Bundesvorstand 
gewählt wurde Arno Plickert (Nordrhein-
Westfalen) als stellvertretender Bun-
desvorsitzender. Auch er ist Neuling in 
diesem Gremium. Er wurde Nachfolger 
von Hugo Müller (Saarland), der jetzt Vi-
zepräsident des Landespolizeipräsidiums 
Saarland ist. Notwendig geworden waren 
diese Wahlen auch, weil der seitherige 
stellvertretende Bundesvorsitzende Frank 
Richter (NRW) zum Polizeipräsidenten 
von Hagen ernannt worden war. gdp/nw

 jörg Bruchmüller, neuer Bundes-
schriftführer. nw

höhere wertSchätzung für Kollegen Im 
SchIchtDIenSt geforDert
jahreShauPtVerSammlung Der gewerKSchaft Der  
PolIzeI BergStraSSe

„Eine höhere Wertschätzung für alle 
Kolleg/innen im Schichtdienst ist not-
wendig“, forderte Mike Majewski, Vor-
sitzender der Kreisgruppe Bergstraße der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) bei der 
Jahreshauptversammlung seiner  Organi-
sation im Café-Bistro-Lounge in Heppen-
heim. Majewski machte es deutlich an der 
Tatsache, dass die Zahl der Polizeibeamt/
innen, nicht nur an der Bergstraße, abge-
nommen, die Arbeit aber zugenommen 
habe. Vor allem auf den Schichtdienst 
rund um die Uhr würden immer mehr 
Aufgaben übertragen. Weil der Zahl der 
Einsatzeinheiten der Bereitschaftspolizei 
von 17 auf neun verringert worden sei, 
müsse der Einzeldienst immer wieder zu 
Sondereinsätzen herangezogen werden. 
Die Zahl der Überstunden in Hessen gehe 
in die Millionen. Er alleine habe schon 680 
Überstunden. Von einer echten Bezahlung 
dieser Stunden oder der Möglichkeit, sie 
geschlossen in Freizeit abzugelten, könne 
keine Rede sein. Kritik übte er auch an 
der Übernahme des Tarifergebnisses auf 
Beamte, das er als „Nullsummenspiel“ be-
zeichnete. Mike Majewski zählte auf, dass 
im abgelaufenen Jahr eine Weinbergwan-
derung durchgeführt worden sei, man 
habe das 60jährige Jubiläum gefeiert, auf 
Einladung der SPD-Bundestagsabgeord-
neten seien zwei Gruppen in Berlin ge-
wesen, ein Seminar für Vertrauensleute 
sei durchgeführt worden, die GdP habe 
die Personalratswahlen gewonnen, die 
Zahl der Mitglieder sei auf 220 gestiegen 
und einige Kollegen seien in überregiona-

len Gremien der GdP und des DGB aktiv. 
Majewski bedankte sich bei seinem Vor-
stand für die gezeigte Unterstützung. Der 
Kassenbericht von Ingrid Domsel wurde 
abgesegnet. Die Prüfer Fritz Butscher und 
Wolfhard Kielmann hatten ihr eine ein-
wandfreie Kassenführung bescheinigt. 

MitgLiedeReHRUNg
Mike Majewski ehrte in der Versamm-

lung langjährige verdiente Mitglieder. Für 
60 Jahre Mitgliedschaft wurden geehrt: 
Jack Hebestreit (82 Jahre), Reinhold Mau-
rer (74) und Erich Naumann (74). Hans 
Meyer wurde für 50 Jahre Mitgliedschaft 
geehrt. 40 Jahre dabei sind Walter Bar-
thel, Fritz Butscher, Karl Fischer, Helmut 
Lehne, Jürgen Pfliegensdörfer und Niko-
laus Wolf. 25 Jahre halten der GdP die 
Treue Karl Jungmann, Udo Kettler und 
Markus Schmid. Der stellvertretende 
Landesvorsitzende Lothar Hölzgen zeigte 
Respekt für eine so lange Treue zur GdP. 

Vor allem die Mitglieder, die seit 60 Jah-
ren dabei seien, hätten die Irrungen und 
Wirrungen, die Höhen und Tiefen der 
Gewerkschaftsarbeit miterlebt. Toni Ped-
ron, südhessischer Vorsitzender der GdP, 
schlug in die gleiche Kerbe. Diese Mit-
glieder seien ein Beweis für das Motto 
der GdP, der mitgliederstärksten Polizei-
gewerkschaft in der Welt: „Wir sind nicht 
gut, weil wir groß sind, wir sind groß, weil 
wir gut sind“. 

KRitiK AN deR LANdesRegieRUNg
Pedron und Hölzgen übten in ihren 

Redebeiträgen Kritik an der Landesregie-
rung, die derzeit mit ihrer Sicherheitsof-
fensive durch die Lande ziehe und verkün-
de, wie gut es der Polizei in Hessen gehe. 
Von einem solchen „Schlaraffenland“ 
könne bei der Polizei nicht die Rede sein, 
so Hölzgen. Wichtig sei es, die „Innere Si-
cherheit“ künftig in den Mittelpunkt zu 
stellen. Weniger ausgebildete Polizeibe-

Langjährige verdiente Mitglieder der Gewerkschaft der Polizei (GdP) des Kreises 
Bergstraße (unser Bild) wurden bei der Jahreshauptversammlung der Kreisgruppe in 

Heppenheim geehrt. nw
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amte seien nicht durch den Freiwilligen 
Polizeidienst zu ersetzen. Politiker aller 
Parteien müssten sich im Hinblick auf die 
Landtagswahl 2013 mit diesem Thema 
befassen. Es gebe in Hessen 13.467 Poli-
zeibeamt/innen. 

Diese Zahl reiche nicht, um die an-
fallende Mehrarbeit zu bewältigen. 550 
Neueinstellungen pro Jahr hätten nicht 
gereicht, die Zahl der Pensionierungen 
aufzufangen. Die GdP fordere eine Ver-
stärkung der Polizei. Notwendig wäre 
auch eine Vorratsdatenspeicherung. Nur 
so könnten viele kleinere Kriminalfälle 
gelöst werden.

beZAHLUNg MUss VeRbesseRt 
WeRdeN

Die Sache mit den Dienstaltersstufen, 
wonach Beamt/innen alle drei Jahre hö-
hergruppiert würden, bis sie ihr End-
grundgehalt erreicht hätten, sei nicht aus 
der Welt, auch wenn man jetzt von „Er-
fahrungsstufen“ spreche. Der Europäische 
Gerichtshof hatte Erfahrungsstufen ge-
fordert. Jetzt habe ein Obergericht fest-
gestellt, dass es in Hessen dennoch starre 
Dienstaltersstufen gebe, die nur anders 
benannt seien. Deshalb sei es nicht legal, 
Beamt/innen das Endgrundgehalt vorzu-
enthalten, entschieden sie aufgrund von 
zwei Klagen. Eine hatte ein Polizeiober-

kommissar angestrengt. Wenn der VGH 
dieses Urteil bestätige, müsse das Land 
seinen Beamt/innen eine Nachzahlung 
leisten, die den Betrag von 200 Millionen 
übersteigen werde. Notwendig sei aber, 
dass alle Betroffenen Widerspruch gegen 
ihre derzeitige Bezahlung einlegten. Da 
sich die hessische Landesregierung, im 
Gegensatz zu anderen Landesregierun-
gen, weigere, den Anspruch generell an-
zuerkennen, habe die GdP auf ihrer Web-
seite ein Widerspruchsformular 
eingestellt. Der Anspruch gelte immer nur 
drei Jahre rückwärts. Wer keinen Antrag 
stelle, habe auch keinen Anspruch auf 
Nachzahlung. nw 
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enDlIch „Duz“ VerBeSSern
gDP hat mehrere forDerungen angemelDet

Es gebe zahlreiche Forderungen der 
GdP an den hessischen Innenminister 
Boris Rhein erklärte der stellvertretende 
hessische GdP-Vorsitzende Lothar Hölz-
gen bei der Jahreshauptversammlung der 
KG Bergstraße. Eine der Forderung sei die 
Anhebung der 5 Euro für Dienst zu un-
günstigen Zeiten (DUZ). Per Gesetz sei 
der Betrag seit 2006 eingefroren. Ande-
re Länder hätten den Betrag aber schon 
erhöht. Der HMdI habe den Betrag zwar 
anerkannt, wolle ihn aber im Rahmen 
von Tarifverhandlungen lösen obwohl es 
einfacher gegangen wäre über eine Ver-
ordnung. Eine Erhöhung käme 800 Kolleg/
innen zugute. Bedenken müsse man, dass 
es im Tarifbereich bei Dienst zu ungünsti-
gen Zeiten bis zu 225 Prozent mehr Geld 
gebe als normal.

Zur anstehenden Tarifverhandlung 
verwies Hölzgen darauf, dass Hessen nicht 
mehr der Tarifgemeinschaft der Länder 

angehöre, dass alle Verträge alleine für 
Hessen verhandelt werden müssten. Dazu 
komme, dass das Ergebnis auch tatsäch-
lich 1:1 auf die Beamt/innen übertragen 
werden müsse.

Lothar Hölzgen nannte auch die Zahl 
von rund 1300 eingeschränkt dienstfä-
higen Beamt/innen. Sie dürften zum Teil 
keinen Schichtdienst mehr machen, kei-
ne Einsätze fahren, keine Uniform oder 
auch keine Waffe tragen. Zwar bemühe 
sich das Land, adäquate andere Aufga-
ben für die betroffenen zu finden, das 
habe aber nur begrenzt Erfolg. Das Pro-
blem liege auch darin, dass die voll ein-
satzfähigen Beamt/innen die Arbeit der 
anderen mitmachen müssten. Das führe 
zu zusätzlicher Belastung und erhöhtem 
Arbeitsdruck. Entlassen könne man die 
eingeschränkt Dienstfähigen auch nicht 
und andere Verwaltungszweige wollten 
sie auch nicht übernehmen. Das Thema 

sei auch für die GdP mit sehr viel Sensibi-
lität zu behandeln.

Die Belastung der Polizeibeschäftig-
ten drücke sich auch in drei Millionen 
Überstunden aus, die im Jahr 2012 ge-
leistet worden seien. Es gebe dafür aber 
auch keine ausreichende Bezahlung und 
Geld alleine könne die Belastung auch 
nicht reduzieren. Deshalb fordere die GdP 
550 Neueinstellungen und eine Verringe-
rung der 42-stündigen Wochenarbeits-
zeit. Wegen der besonderen Belastung der 
Wachpolizei habe man deren Wochenar-
beitszeit im Tarifvertrag auch auf 38,5 
Stunden festgeschrieben.

Eine weitere Forderung sei die Verein-
heitlichung der Zulagenregelung und der 
Sonderurlaubstage für den Wechsel-
schichtdienst und die Beschäftigten in 
den Operativen Einheiten (OPE). nw 

// 9

KollegIalItät ISt notwenDIg

tonI PeDron: PolIzeI muSS SIch SelBSt helfen

Antonio Pedron, Vorsitzender der BZG 
Südhessen machte bei der Jubilareneh-
rung der Bergsträßer Kollegen keinen 
Hehl daraus, dass es in früheren Zeiten 
bei der Polizei militärischer zuging als 
heute und dass vor allem die ältesten 
Jubilare das miterlebt hätten. Sie hätten 
das aber alles ertragen und lieferten da-

durch den jüngeren Polizeibeamt/innen 
ein gutes Beispiel. Ohne sie hätten wir es 
heute nicht so gut, versicherte er. Für ihn 
bedeute Polizei auch Gerechtigkeit, also 
Hilfe für andere. Die Polizei müsse aber 
auch sich selbst zu helfen versuchen. „Nur 
durch Kollegialität können wir durchhal-
ten“, munterte er die Anwesenden auf.

Toni Pedron ging auch auf das Thema 
„Lebensarbeitszeitkonto“ (LAK) ein. Die 
Regelung, diese Überstunden am Ende der 
Dienstzeit zu nehmen, sei unbefriedigend. 
Wer vor einer regulären Pensionierung 
sterbe, verliere den Anspruch auf diese 
Stunden, da sie auf niemand übertragen 
werden könnten. Eine Bezahlung an die 
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Erben sei auch nicht möglich. Er riet, die 
Stunden immer dann zu nehmen, wenn es 
möglich sei. Die Verwaltung habe darin 
zunächst ein Problem gesehen, das aber 
nun auf Druck der GdP gelöst worden sei.

Probleme gebe es auch bei der Ver-
gütung von Mehrarbeitsstunden. Das 
Geld dafür reiche auch beim PP Südhes-
sen nicht. Die Verwaltung sage: „Es gibt 
nichts“. Diese Haltung sei unbefriedigend, 
zumal andere Präsidien andere Wege gin-
gen. Die GdP habe die Thematik der Ab-
geltung auf den Prüfstand gestellt und 
wolle sie im Jahr 2013 regeln.

Weiteres Thema war der Objektschutz 
rund um den Frankfurter Flughafen. Hier 
wären Geländewagen notwendig. Ein 
normaler Streifenwagen reiche auf den 
Waldwegen oft nicht aus.

Toni Pedron beklagte auch den zuneh-
menden Druck auf die uniformierte Poli-
zei und die Kriminalpolizei, die vermehrt 
Einsätze fahren müssten, da die 17 Ein-

satzeinheiten der Bereitschaftspolizei auf 
neun reduziert worden seien. Im Einzel-
dienst sei die notwendige Einsatzausrüs-
tung oft nicht vorhanden. Die HBP habe 
Einsatzanzüge vom Bund, die wasserdicht 
seien.

Auf ein Problem bei den Neueinstel-
lungen machte der BZG-Vorsitzende 
ebenfalls aufmerksam. Die „Neulinge“ 
merkten hin und wieder bei der Ausbil-
dung, dass diese Tätigkeit nichts für sie 
sei. Manche kündigten, manche würden 
psychisch krank, seien nicht gerade glück-
lich mit dem gewählten Beruf. Kämen sie 
in den Einzeldienst, seien sie oft für den 
Schichtdienst und die verschiedenen Ein-
sätze nicht geeignet. Hier müssten Lö-
sungsmöglichkeiten gesucht werden, for-
derte Pedron. nw 

lothar hölzgen, links, steckte jürgen 
Pfliegensdörfer die ehrennadel für 
40jährige gdP-mitgliedschaft an, 

rechts der Kg-Vorsitzende mike ma-
jewski. nw

mItglIeDerzahl ISt geStIegen
37. treffen Der PolIzeIPenSIonäre DeS KreISeS BergStraSSe

„Die Gründungsväter der „Bergsträ-
ßer Polizeipensionäre“ wären stolz auf 
das lange Bestehen unseres Klubs“, so 
der Präsident der Vereinigung, Wilfried 
Seibel, beim 37. jährlichen Treffen, mit 
Lebenspartnern, im Gasthof „Jäger“ in 
Heppenheim-Erbach. Seibel ist seit zwölf 
Jahren Vorsitzender der Vereinigung, die 
nicht nur aus Männern besteht, aus Pen-
sionären, sondern auch aus Frauen, aus 
Rentnerinnen und Rentnern. Er freut sich, 
dass die Zahl der Mitglieder von 16 im 
Jahr 2000 auf nunmehr 24 angestiegen 
ist. Das Treffen war gut besucht. Leider 
mussten die eingeladenen Ehrengäste aus 
gesundheitlichen Gründen absagen. So 
entfiel auch das vorgesehene Referat zum 
Thema „Dubiose Geschäfte und Trickbe-
trügereien“. Der guten Stimmung tat dies 
aber keinen Abbruch. 

Wilfried Seibel zeigte auf, was im 
vergangenen Jahr an Aktivitäten orga-
nisiert worden war. Dazu gehörte das 
Kegelmatch gegen die „Alten Herren 72“ 
aus Heppenheim und das Nikolauskegeln 
im „Saalbau“. Uschi Hess hatte zum Jah-
resanfang aus Anlass ihres Geburtstages 
beim monatlichen Kegeln eine Runde 
Fleischkäse spendiert. Norbert Ferdinand 
hatte die Pensionäre Anfang März zum 
alljährlichen Fischessen eingeladen. Das 
dazu passende Odenwälder Bauernbrot 
hatte Gerd Kriegisch spendiert und die 
Landbutter kam von Helmut Lehne. Sei-
bel bedankte sich bei allen Spendern. Die 

Pensionäre kegeln an jedem ersten Don-
nerstag eines Monats in der Gaststätte 
„Saalbau“ in Heppenheim. Nähere Infor-
mationen zu den verschiedenen Terminen 
gibt es bei Wilfried Seibel, Telefon 06252-
913490, in Heppenheim. 

beRLiN-FAHRteN
Seibel erinnerte auch an die beiden 

Berlin-Fahrten im September und Ok-
tober, organisiert von Fritz Butscher auf 
Einladung der SPD-Bundestagsabgeord-
neten. Höhepunkte des Besuchs seien 
der Besuch im Reichstag gewesen, mit 
Rundgang durch die Glaskuppel, ein Spa-
ziergang am Brandenburger Tor und der 
Besuch des „Tränenpalastes“. Das im Jahr 
1962 errichtete Gebäude hat seinen Na-
men von den Abschiedstränen, die dort 
geweint wurden. Von dort wurden DDR-
Bürger nach West-Berlin abgeschoben. 
Hier hätten Deutsche aus Ost und West 
unmittelbar erlebt, wie stark sich der 
„Kalte Krieg“ und die Teilung Deutsch-
lands auf ihr Leben ausgewirkt hätten. 
Zusammenbrüche wegen Erschöpfung 
und mehr als 200 Todesfälle hätten be-
legt, dass auch ein legaler Grenzübertritt, 
meist schikanös durch DDR-Grenzbeam-
te, eine Tortur gewesen sei.

Ein Spaziergang am Brandenburger Tor 
gehört zu der Berlin-Reise der GdP-Pen-

sionäre einfach dazu. ws

Gute Laune herrschte beim Treffen der Bergsträßer Polizeipensionäre und ihren Le-
benspartnern im Gasthaus „Jäger“. ws
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Tief beeindruckt sei er gewesen beim 
Besuch am „Großen Wannsee 56-58“, je-
ner Villa, wo im Januar 1942  die berühm-
te „Wannseekonferenz“ durchgeführt 
worden sei. 15 hochrangige Nazivertreter 
hätten sich dort unter dem Vorsitz von 
SS-Obergruppenführer Reinhard Heydrich 
getroffen, um den begonnenen Holocaust 
an den Juden im Detail zu organisieren. 
Für ihn sei es unfassbar, schockieren und 
beschämend gewesen, wo mit der „End-
lösung“ der Judenfrage eines der größten 
Verbrechen der Menschlichkeit beschlos-
sen worden sei.

Besucht wurden das Paul-Löbe-Haus 
und die Bundesanstalt des Technischen 
Hilfswerks. Es gab Informationsgesprä-
che beim Europäischen-Parlament und 
beim Bundesrat. Insgesamt war es in ge-

schichtlicher und politischer Hinsicht eine 
informative Reise, so Wilfried Seibel. Ein 
Kollege, der von dieser Tour einen Film 
gedreht hatte und ihn vorführte, rief da-

mit noch einmal die angenehmen Erinne-
rungen an Berlin ins Gedächtnis. 

dANKesCHöN UNd gRAtULAtiON
Der Pensionärspräsident nutzte die 

Gelegenheit aber auch, um sich bei allen 
Aktiven zu bedanken, die nicht nur zum 
jährlichen Treffen gekommen seien, son-
dern auch an den weiteren Aktivitäten 
teilnähmen. Ein besonderes Dankeschön 
gab es für Fredi Woißyk und Klaus Adler, 
die beim Kegeln das Amt der Tafelschrei-
ber übernommen hätten. Dank sagte er 
ausdrücklich auch Hartmut Würz, Georg 
Heldmann und Klaus Adler, die die Orga-
nisation des Walter-Heil-Gedächtnis-Tur-
niers übernommen hatten. Glückwünsche 
überbrachte er Erich Cimniak, der seinen 
80. Geburtstag gefeiert hatte. ws/nw 

Gerd Kriegisch probierte den Lkw des 
Technischen Hilfswerks in Berlin aus. ws

nIeDerlage mIt zweI holz
BergSträSSer PolIzeIPenSIonäre Kegelten gegen „alte herren 72“

Zum siebten Mal trafen sich Mitte 
November die Polizeipensionäre des Krei-
ses Bergstraße zum Kegelmatch gegen die 
Heppenheimer „Alte Herren 72“. Es war 
der Tag an dem der frühere Heppenheimer 
Polizeichef Walter Heil 93 Jahre alt ge-
worden wäre. Ihm zu Ehren wurde dieses 
Kegelturnier „Walter-Heil-Gedächtnis-
Turnier“ getauft. Heil war früher Mitglied 
der AH-Mannschaft. Traditionell wurde 
wieder im „Saalbau“ gekegelt. Neu war 
aber, dass das AH-Team aus Altersgrün-
den nicht mehr zehn auf die Vollen und 
zehn zum Abräumen spielen wollte, son-
dern nur noch fünf Kugeln. Das kam auch 
den Polizeipensionären ein wenig entge-
gen. Sie waren so stark vertreten, dass ei-
nige von ihnen im Team der AH mitspielen 
konnten. Am Ende hieß es 83 zu 81 Holz 
für die Heppenheimer AH. Das lag unter 
anderem daran, dass sich Yo Lutzi, eine 

starke Keglerin, bei einem Wurf verletzt 
hatte und zur Behandlung ins Kranken-
haus musste. Bester Kegler war Walter 
Hesse von der AH-Mannschaft. Er spielte 
insgesamt 44 Holz. Pensionärspräsident  
Wilfried Seibel ehrte ihn nicht nur mit 
einer Urkunde, sondern auch mit einem 

Polizeiteddy von der GdP. Bester Polizei-
kegler war Gerd Kriegisch. Er kam auf 37 
Holz. AH-Vorsitzender Karlheinz Breit-
wieser und Ehrenvorsitzender Helmut 
Sturm nahmen Glückwünsche und Wan-
derpokal entgegen. Im Jahr 2011 hatten 
nämlich die Polizeipensionäre dieses Ge-
dächtnisturnier gewonnen. Der Nachmit-
tag endete mit einem gesellschaftlichen 
Beisammensein in der Gaststätte „Stadt-
graben“. 

NiKOLAUsKegeLN
Das zweite besondere Kegelmatch 

war das jährliche Nikolauskegeln der Poli-
zeipensionäre. Es verlief in lockerer Runde 
am Nikolaustag. Der Nachmittag wurde 
allen Teilnehmern mit Weihnachtsplätz-
chen versüßt. Äußeres Kennzeichen die-
ses Kegelmatches waren die rot-weißen 
Nikolausmützen, die alle Teilnehmer/in-
nen trugen. nw 

gute Stimmung herrschte beim nikolauskegeln der Bergsträßer Polizeipensionä-
re. ws

Siegerehrung beim walter-heil-gedächtnis-turnier, v.l., Pensionärspräsident 
wilfried Seibel, ah-Vorsitzender Karlheinz Breitwieser, ehrenvorsitzender hel-

mut Sturm, walter hesse, bester Kegler des turniers. ws
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„wunDerBareS“ ereIgnIS

Beate wunDer VerlIeSS DIe PaSt SüDheSSen unD gIng In rente

Beate Wunder von der PASt Süd-
hessen wurde Mitte November in einer 
Feierstunde verabschiedet. Direktions-
leiter Jörg Seiderer überreichte der bei 
allen Mitarbeiter/innen bekannten und 
beliebten Geschäftszimmerdame die Ur-
kunde. Bevor die feierliche Überreichung 
stattfand, hatte er unter dem Motto „Ein 
Original geht in die Freistellungsphase“ 
eine Präsentation vorbereitet, die einen 
amüsanten Rückblick auf die dienstlichen 
Tätigkeiten von Beate warf.

VOM LANdesWOHLFAHRtsVeR-
bANd ZUR POLiZei

Die im Juni 1950 in Nieder-Ramstadt 
geborene Beate Wunder begann nach 
Volks- und Handelsschule ihren berufli-
chen Werdegang beim Landeswohlfahrt-
verband. 1968 wurde sie als Stenotypis-
tin beim RP Darmstadt eingestellt. Zur 
Überraschung der zahlreich erschienenen 
aktiven und ehemaligen Beschäftigten 
konnte ein Bewerbungsfoto von 1968 
präsentiert werden. Zu der damals noch 
beim RP Darmstadt angesiedelten Ein-
satzleitung der Schutzpolizei wurde Be-
ate 1971 versetzt. Immer wieder konnte 
PD Jörg Seiderer anhand seiner Recher-
chen im Vorfeld auf die verdienten zahl-
reichen Höhergruppierungen von Beate 
hinweisen. Sie war auch eine Verfechterin 
der Einführung der Gleitzeit. Für die Be-
treuung ihres Sohnes sei es ihr ein Anlie-
gen gewesen, den täglichen Dienst später 
zu beginnen. Dafür sei sie aber auch in 
den späten Nachmittagsstunden auf der 
Dienststelle anzutreffen gewesen und 
habe so auch noch wichtige Dinge des 
Tages an den Nachtdienst persönlich wei-
tergeben können. Durch eine Umorgani-
sation beim RP Darmstadt kam Beate An-
fang 2001 in das Gebäude im Pupinweg. 
Dort konnte sie dann auch im Dezember 
2006 ihr 40jähriges Dienstjubiläum fei-
ern. Die immer wieder eingeblendeten 
dienstlichen Fotos aus den verschiede-
nen Jahrzehnten sowie einige Anekdo-
ten amüsierten die Anwesenden. Ebenso 
wurden als historische Dokumente der 
handschriftliche Lebenslauf von 1968 so-
wie ein Prüfungstext für Stenotypistinnen 
präsentiert. Als besonderes Andenken an 
die frühen Dienstzeiten von Beate Wun-

der hatte PD Jörg Seiderer die Rest-Akte 
der Personalakte des RP Darmstadt aus-
findig gemacht und überreichte sie ihr als 
krönenden Abschluss einer langjährigen 
Arbeitszeit. 

eiN dANKesCHöN AN die NeU-
ReNtNeRiN

Er bedankte sich abschließend im Na-
men aller D V/S Beschäftigten für ihre 
nette und persönliche Art. Als Besucherin 
der Dienststelle sei sie immer gerne gese-
hen, ihren letzten Arbeitsplatz könne sie 
aber nicht mehr aufsuchen. Der sei näm-
lich schon belegt.

Anschließend fand auch PHK Pe-
ter Watzl, S+O Leiter bei der PASt, un-
ter dem Stichwort „Wunder“ lobende 
und dankende Worte für die angehende 
Rentnerin.  So sei sie ein „Arbeitswunder“ 
gewesen. Meist sei sie bis 17 Uhr an ih-
rem Arbeitsplatz anzutreffen gewesen. 
So konnten auch die späten Anfragen an 
das Geschäftszimmer noch beantwortet 
werden. Als „süßes Wunder“ sahen sie die 

Beschäftigten. Sorgte sie doch mit dafür, 
dass im Geschäftszimmer  immer ein mit 
Süßigkeiten gefüllter Teller stand. „An-
waltswunder“ und „Praktikantenwunder“ 
waren weitere Stichworte. Hatte sie doch 
immer wieder mit denselben Rechtsan-
wälten und deren Anfragen zu tun. Die 
Praktikantenbetreuung war ihr auch ein 
Anliegen. So fühlten sich die Praktikan-
ten „wie bei Muttern“. Um die „Wunder-
geschichte“ abzuschließen, war es Peter 
Watzl tatsächlich gelungen, eine echte 
original verschlossene „Wundertüte“ aus 
dem Geburtsjahr von Beate zu organisie-
ren. Daneben wurden ihr ein Präsentkorb 
mit Sekt, Süßigkeiten sowie Theaterkar-
ten als Abschiedsgeschenk übergeben. 

Beate Wunder bedankte sich für den 
zahlreichen Besuch der aktiven oder ehe-
maligen Mitarbeiter aus dem Pupinweg 
und dem RP Darmstadt. Sie freute sich 
über die vielen lobenden Worte und dass 
sie so beliebt gewesen sei. Nach diesen 
Dankesworten wurde sie auch gleich in 
den Club der Rentnerinnen durch die ehe-
maligen Mitarbeiterinnen aufgenommen.

Die KG D V/S schenkte Beate Wunder 
den von ihr lange gewünschten großen 
Polizeiteddybär. Auf dass sie sich jeden 
Morgen an ihre alte Arbeitsstätte erin-
nern möge, gab es als Zugabe noch eine 
GdP-Kaffeetasse mit einem kleinen Poli-
zeiteddy drauf. Wir bedanken uns auch 
bei Beate für ihre nette und sympathische 
Art und wünschen alles Gute für den wei-
teren Lebensweg. Jh 

Direktionsleiter Jörg Seiderer überreichte 
Beate Wunder die Ruhestandsurkunde. jh

// VeraBSchIeDung //

Gäste bei der Verabschiedung, v.l., Jörg Hartweck, Karl Wesch, Naomi Kadel, Lothar 
Hennemann. jh
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wechSel Im SenIorenVorStanD

hanS-helmut werKmeISter legt amt auS geSunDheItSgrünDen nIeDer

„Ich teile euch mit, dass ich den Vor-
sitz der Seniorengruppe mit sofortiger 
Wirkung neiderlege. Diesen Entschluss 
habe ich über Wochen gefasst, geprüft, 
verworfen und wieder gefasst“. Mit die-
sen Worten erklärte der Frankfurter GdP-
Seniorenvorsitzende Hans-Helmut Werk-
meister seinen Rücktritt als Vorsitzender 
der Frankfurter Seniorengruppe und da-
mit auch als Mitglied des Landessenio-
renvorstands (LSV). 

Als Grund für Rücktritt nennt Hans 
Werkmeister die Tatsache, dass ihm sein 
derzeitiger Gesundheitszustand keine an-
dere Wahl lasse. Nach einem Zusammen-
bruch im März des vergangenen Jahres 
mit anschließender intensiver Kranken-
hausbehandlung war eine weitgehende 
Besserung eingetreten, sowohl in phy-
sischer als auch in psychischer Hinsicht, 
wie er selbst sagte. Jetzt habe sich sein 
Zustand aber wieder so verschlechtert, 
dass erneut medizinische Maßnahmen 
notwendig seien. Die behandelnden Ärz-
te meinten, dass weitere Operationen zu 
erwarten seien. Das lehne er aber, nach 
seinen Erfahrungen mit dem „Kranken-
hauskeim“ vorerst ab. Da er auch psy-
chisch angeschlagen sei, habe er keine 
andere Möglichkeit gesehen, als den Vor-
sitz der Frankfurter Seniorengruppe nie-

derzulegen. Er hoffe auf Verständnis für 
diesen Schritt. Er bedankt sich bei allen 
Senioren für die faire und freundschaftli-
che Zusammenarbeit in den vergangenen 
Jahren. Das gelte auch für die Zusammen-
arbeit im Landesseniorenvorstand. „Jetzt 
muss ich einfach kürzer treten“, so sein 
Fazit. Den Kontakt zur GdP und insbe-
sondere zur Seniorengruppe wolle er aber 
nicht abreißen lassen, versicherte er.

Als Vorsitzender des Landessenioren-
vorstands kann ich im Namen aller Mit-
glieder sagen, dass wir Hans Werkmeis-
ters Schritt verstehen und es bedauern, 
dass er nicht mehr in unseren Reihen mit-
wirkt. Er war einige Zeit Mitglied des LSV 
und hat durch seine sachlichen Argumen-
tationen viel beigetragen zur Arbeit der 
Senioren. Auch als Referent bei Semina-
ren hat er Fachwissen rübergebracht. Die 
Frankfurter Seniorengruppe wird jetzt von 
Eduard Gottschalk vertreten. Er war auch 
schon in früherer Zeit für die Frankfurter 
Senioren im LSV aktiv. Norbert Weinbach

aus gesundheitlichen gründen hat 
hans-helmut werkmeister, Vorsitzen-

der der frankfurter Kreisgruppe der 
Senioren und mitglied des landesseni-

orenvorstands seine ämter niederge-
legt. nw

eduard gottschalk hat die Vertretung 
frankfurts im landesseniorenvorstand 

bis auf weiteres übernommen. nw

alleS gute wolfgang!

Wolfgang Rachut wurde Ende Sep-
tember 2012 in den wohlverdienten Ru-
hestand verabschiedet. Er leitete zuletzt 
die Abteilung Z3 und war im Kollegen-
kreis ein sehr beliebter Zeitgenosse und 
ein fachkompetenter Kollege. Er machte 
kein Geheimnis daraus, dass er Mitglied 
der GdP ist. Der Vortragssaal war voll! 
Viele aktive und bereits im Ruhestand be-
findliche Kolleginnen und Kollegen waren 
anwesend. Es wurde viel gelacht und es 
war insgesamt eine sehr schöne Verab-
schiedung. Die Urkunde wurde Wolfgang 
Rachut durch PVP Uwe Brunnengräber 
überreicht. 

Für seine langjährige Treue sprach ich 
ihm im Namen der GdP unseren Dank aus 
und überreichte ihm ein kleines Präsent.

Wir wünschen ihm einen langen und 
gesunden Ruhestand. Alles Gute!           

Antonio Pedron 

PVP Uwe Brunnengräber verabschiedete 
Wolfgang Rachut in den Ruhestand.

// SenIoren //
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Gruppen-Reise der GdP nach Kreta
2. Oktober– 16. Oktober 2013

Ihre Flugdaten mit Condor

Mittwoch: 02.10.2013 DE 3876 Frankfurt – Chania 14:55 – 19:00 Uhr
Mittwoch: 16.10.2013 DE 3793 Chania – Frankfurt 19:55 – 22:05 Uhr
Bitte beachten Sie, dass es sich bei den genannten Flugzeiten um voraussichtliche Zeiten handelt. 
Änderungen sind seitens der Fluggesellschaft jederzeit möglich.

Ihr Hotel in Rethymnon

Atlantis Beach Hotel ****

Das Atlantis Beach Hotel, das 2008 und 2009 umfassend renoviert worden ist, besteht aus einem 
Haupthaus und sechs zweigeschossenen kleineren Gebäuden und ist nur durch die lebhafte Uferstraße vom 
Sand-/Kiestrand getrennt. Die sehenswerte Altstadt und der Hafen von Rethymnon sind zu Fuß in etwa 20 
Minuten erreichbar.
Zu den Einrichtungen des modernen und komfortablen Hotels zählen eine Empfangshalle mit Rezeption, ein 
moderner Loungebereich und die Lobbybar mit Meerblick, Buffetrestaurant mit Meerblick und eine Bar mit 
Terrasse. In dem ansprechenden Außenbereich liegen der Süßwasserpool mit Kinderbecken und die Snack-
Bar. Liegen und Sonnenschirme sind am Pool inklusive, am Strand gegen Gebühr. Badetücher erhalten Sie 
gegen Gebühr. Am Abend organisiert das Hotel gelegentlich Live-Musik und Volkstanzgruppen.
Die hellen und komfortablen Zimmer (90) befinden sich im Haupthaus oder in den Nebengebäuden und sind 
mit Bad oder Dusche/WC, Haartrockner, Klimaanlage, Telefon, Radio, Sat.-TV, Kühlschrank, Internetzugang 
(gegen Gebühr) sowie Balkon oder Terrasse ausgestattet. Die Zimmer können wahlweise auch mit Pool-
oder Meerblick gegen Aufpreis gebucht werden.

Reisepreis:
Atlantis Beach Hotel ****
Pauschalpreis: 1.408,- Euro pro Person im Doppelzimmer inkl. Frühstück
Einzelzimmer-Zuschlag: 258,- Euro pro Person / Aufenthalt
Aufpreis für Halbpension: 133,- Euro pro Person / Aufenthalt
Aufpreis Zimmer mit Poolblick: 129,- Euro pro Person / Aufenthalt
Aufpreis Zimmer mit Meerblick: 258,- Euro pro Person / Aufenthalt
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Eingeschlossene Leistungen:
- Charterflüge mit Condor ab/bis Frankfurt in Economy Class inklusive sämtlicher Flughafen- und 

Sicherheitsgebühren, Kerosinzuschlag (Stand November 2012)
Frankfurt – Chania – Frankfurt

- Transfers Flughafen Chania – Hotel – Flughafen Chania mit örtlicher deutschsprachiger Reiseleitung

- 14 Übernachtungen im Hotel Atlantis Beach inklusive Frühstück / Unterbringung im Doppelzimmer mit 
Bad oder Dusche/WC

- Ausflugspaket auf Kreta mit örtlicher deutschsprachiger Reiseleitung inklusive aller Eintrittsgebühren:

 Rethymnon:
Entdecken Sie bei diesem Halbtagesausflug die Hafenstadt Rethymnon mit ihrem venezianischen
Charme zu Fuß.

 Chania und Umland:
Bei diesem Tagesausflug besichtigen Sie Chania, die heimliche Hauptstadt Kretas, mit ihrem 
historischen Charme und lernen das reizvolle Hinterland kennen.

 Heraklion und Knossos:
Nach der Stadtbesichtigung von Heraklion besichtigen Sie die Palastanlage von Knossos, das 
wichtigste Zeugnis der 1. europäischen Hochkultur.

 Der Süden Kretas:
Ihr Tagesauflug führt Sie durch die fruchtbare Tiefebene von Messara nach Phaestos, der 
zweitgrößten minoischen Ausgrabungsstätte. Über einige Serpentinen erreichen Sie Mantala, das für 
die einzigartigen Wohnhöhlen bekannt ist.

 Imbros-Schlucht und Südküste
Bei Ihrem heutigen Ausflug wandern Sie entlang des alten Maultierpfades durch die imposante 
Schlucht mit ihren engen Passagen zwischen den hohen Felswänden Richtung Südküste 
(Tourencharakter: leicht / Länge der Schlucht 8 km / Dauer ca. 2 Stunden mit Fotopausen). 
Anschließend führt Sie Ihr Ausflug weiter entlang der Südküste.

 Gramvoussa
Ihr Ausflug führt Sie in den äußersten Nordwesten Kretas. Mit einem Ausflugsboot fahren Sie zur Insel 
Gramvoussa und erleben am Traumstrand Balos Beach ein Stück Karibik an der Nordwestküste 
Kretas.

- örtliche Steuern/Abgaben

- Reisesicherungsschein

nicht eingeschlossene Leistungen:
- nicht im Programm aufgeführte Mahlzeiten und Getränke
- Trinkgelder für Reiseleitung und Busfahrer
- Gebühren für Gepäckträger am Flughafen und im Hotel
- Ausgaben des persönlichen Bedarfes
- Reiseschutzversicherungen

Wer Interesse an der Reise hat meldet sich bitte bei:

Norbert Weinbach, Lindenstr. 7, 64653 Lorsch, Tel.: 01525-6121912
E-Mail: norbert.weinbach@online.de

// reISe //
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umgang mIt SenIoren alS täter unD oPfer
gDP-VorSItzenDer BernharD wItthaut forDert SPezIelle  
PolIzeI-auSBIlDung

Die Polizei müsse vor dem Hinter-
grund der demografischen Entwicklung 
in Deutschland bei der Kriminalitätsbe-
kämpfung besser auf den Umgang mit 
älteren Menschen vorbereitet sein. Nach 
Einschätzung der Gewerkschaft der Po-
lizei (GdP) haben es Polizeibeamt/innen 
bei Straftaten immer öfter mit Senioren 
zu tun. „Dabei werden über 60-Jährige 
sowohl als Opfer beispielsweise kriminel-
ler Betrüger vernommen oder nach einer 
Straftat als Tatverdächtige“, so der GdP-
Bundesvorsitzende Bernhard Witthaut. 
Diese Täter oder Opfer erschienen nach 
Straftaten oft äußerst hilflos oder emo-
tional stark angegriffen. Sie müssten in 
diesen Ausnahmesituationen möglichst 
aufgefangen werden, auch um Hinweise 
für die Ermittlungen zu bekommen. Es 
sei zu bedenken, dass es in dieser Täter-
gruppe auch eine durch Altersprozesse 
entstehende Schuldunfähigkeit geben 
könne. Die GdP fordert deshalb eine spe-
zielle Ausbildung der Polizeibeamt/innen, 

damit sie dieses Phänomen professionell 
bearbeiten können. 

 
152.000 tAtVeRdÄCHtige

Laut Statistik des Bundeskriminal-
amtes (BKA) aus dem Jahr 2011wurden 
bundesweit rund 152.500 tatverdächtige 
Männer und Frauen ab 60 Jahren regis-
triert. In der 1993 erschienenen ersten 
gesamtdeutschen Kriminalstatistik waren 
es 103.000. Das ist eine Steigerung von 
fast 50 Prozent. Bei jährlich mehr als zwei 
Millionen Tatverdächtigen ist der Anteil 
dieser Altersgruppe in den knapp zwei 
Jahrzehnten von fünf auf 7,2 Prozent ge-
stiegen. Gut zwei Drittel der Taten wür-
den von Männern begangen.    

Immer mehr Menschen ab 60 Jahren 
werden auch als Opfer von Straftaten ge-
meldet. Laut BKA lag deren Zahl im Jahr 
2002 noch bei rund 43.400. Im Jahr 2011 
waren es fast 53.200. gdp/nw 

Die zahl der tatverdächtigen Straftäter 
über 60 jahre liegt bei 152.000. nw

gDP ISt mItglIeD Der BagSo

Auf Anregung des Bundessenioren-
vorstands der GdP ist die Gewerkschaft 
der Polizei jetzt Mitglied geworden bei 
der BAGSO. BAGSO steht für „Bundesar-
beitsgemeinschaft der Senioren-Organi-
sationen e.V.“. Diese Organisation han-
delt als Lobby der älteren Menschen in 
Deutschland. Unter dem Dach der BAGSO 
haben sich mehr als 115 Organisationen 
mit mehr als 13 Millionen Mitgliedern 
zusammengeschlossen. Sie vertritt die In-
teressen der Senior/innen gegenüber Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft – auch im 
Hinblick auf nachfolgende Generationen. 
Darüber hinaus, so schreibt die BAGSO, 
zeigt sie durch ihre Publikationen und 
Veranstaltungen Wege für ein möglichst 
gesundes und kompetentes Altern. 

ARbeit deR bAgsO
Auf ihrer Homepage informiert die 

BAGSO über ihre Arbeit. Da heißt es:
Wir informieren die Vertreterinnen 

und Vertreter der Bundesregierung und 

des Deutschen Bundestages über die 
Anliegen älterer Menschen und über die 
Möglichkeiten zur Verbesserung ihrer Le-
benssituation.

Wir vertreten die Interessen älte-
rer Menschen bei Anhörungen im Deut-
schen Bundestag. Wir engagieren uns in 
Netzwerken und Gremien auf nationaler 
und internationaler Ebene. Wir geben 

Stellungnahmen zu aktuellen Fragen 
der Seniorenpolitik heraus, wie soziale 
Sicherung, Gesundheit und Pflege, Ver-
braucherschutz, Partizipation und Enga-
gement. In Fachkommissionen, die ver-
bandübergreifend zusammengesetzt sind, 
bündeln wir Erfahrungen und Fachkom-
petenzen der BAGSO-Verbände zu unter-
schiedlichen Themenschwerpunkten. Alle 
drei Jahre veranstalten wir den Deutschen 
Seniorentag.  Wir führen Tagungen, Semi-
nare und Workshops durch.

Wir sind beteiligt an verschiedenen 
Projekten, wie z.B. „Im Alter IN FORM: 
Gesund essen, mehr bewegen“, „BAGSO-
empfohlen“ oder „Internet erfahren“. 
Wir veröffentlichen Broschüren zu aktu-
ellen Themen, den digitalen Newsletter 
„BAGSO-aktuell“ und die Fachzeitschrift 
„BAGSO-Nachrichten“. 

FiNANZieRUNg
Finanziert wird die BAGSO nicht unbe-

dingt über ihre Beiträge, die sehr niedrig 

SenIoren-organISatIon mIt mehr alS 13 mIllIonen mItglIeDern

Das Logo der BAGSO.  nw
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sind, sondern durch Millionen Steuergel-
der der  verschiedenen Bundesministe-
rien, die in irgendeiner Form etwas mit 
älteren Menschen zu tun haben. Erledigt 
wird die Arbeit der BAGSO in Arbeitskrei-
sen, die sich mit verschiedenen Themen 
befassen. Auch die GdP wird künftig in 
Fragen der Sicherheit in diese Arbeitskrei-
se einbezogen. 

Vorsitzende ist die frühere Bundes-
ministerin Prof. Dr. Dr. h.c. Ursula Lehr. 
Durch ihre frühere Mitgliedschaft in der 
Bundesregierung hat sie natürlich sehr 
gute Beziehungen in die unterschiedli-
chen Ministerien und ist so eine ausge-
zeichnete Interessenvertreterin der Seni-
or/innen. 

Die BAGSO ist für ältere Menschen 
auch deshalb interessant, weil sie, meist 
kostenlos, gedruckte Informationen lie-
fert. Dazu gehören Themen wie:

Alternsfreundliche Stadt, „Entlastung 
der Seele“ – Ratgeber für pflegende An-
gehörige, Positionspapiere zur Alterssi-
cherung und zu Altersgrenzen. Es gibt 
Checklisten zum Thema „Betreutes Woh-
nen“ und „Das richtige Pflege- und Se-
niorenheim“, um nur einige Beispiele zu 
nennen. 

iNteRNet FÜR seNiOR/iNNeN
Die neue und sehr interessante Bro-

schüre „Wegweiser durch die digita-

le Welt“ für ältere Mitbürgerinnen und 
Mitbürger wurde finanziert durch das 
Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz. Dieser 
Wegweiser ist, auch in größeren Mengen, 
zu beziehen über:

Publikationsversand der bundesre-
gierung, Postfach 481009, 18132 Ros-
tock

Informieren kann man sich bei: pub-
likationen@bundesregierung.de, Telefon 
01805-778090.

Die Broschüre informiert unter an-
derem über den Computer mit Internet-
Zugang, über Virenschutz, die Verwen-
dung und Bedeutung von E-Mails, Soziale 
Netzwerke, Freundschaftsbörsen, Such-
maschinen und Lexika, über Medizin-
Portale im Internet, wie man Urlaubsziele 
online bucht, wie man Bankgeschäfte ab-
wickelt, über Kauf im Internet und auch 
über Smartphone und Tablet-PC. Inter-
essierte Leser/innen erleben schnell, dass 
sie vor den digitalen Medien keine Angst 
haben müssen. 

APs-PROgRAMM deR gdP
GdP-Mitgliedern gibt diese Mitglied-

schaft die Möglichkeit, sich über alle al-
tersrelevanten Themen zu informieren. Es 
ist eine Ergänzung zum APS-Programm 
der GdP. APS steht für „Aktivprogramm 
für Senioren“. Es ist eine Arbeitsmappe, 

die sich gliedert in die Teilbereiche: Vor-
sorge, Bildungsangebote, Reiseservice. 
Zu erreichen ist dieses Programm im In-
ternet unter „Gewerkschaft der Polizei“, 
Mitgliederbereich, APS. Auskünfte gibt es 
auch bei den Seniorenvertretern der GdP-
Bezirksgruppen.

AdResseN deR bAgsO
Unter „www.bagso.de/newsletter.

html“ kommt man zur alle 14 Tage neu 
erscheinenden Informationszeitschrift 
der BAGSO. Unter „www.wissensdurstig.
de“ kommt man zum Kalender für Veran-
staltungen und Veranstalter und es gibt 
auch allgemeine Informationen über die 
BAGSO. Diese Internet-Adresse nennt sich 
auch „Bildungsdatenbank 55+“. Die Post-
Adresse der BAGSO lautet:

BAGSO, Bonngasse 10, 53111 Bonn, 
Telefon 0228-24999311, Fax: 0228-
249993-20, E-Mail: wittigbagso.de. nw 

Das Logo der APS der GdP. nw

Pflegereform 2013
InfoS für VerSIcherte unD angehörIge

Angesichts der Tatsache, dass die Zahl 
älterer Menschen in Deutschland, und da-
mit die Zahl pflegebedürftiger Menschen 
immer größer wird, ist es notwendig, die 
bestehende Pflegeversicherung zu re-
formieren, die Leistungen zu verbessern, 
mehr Pflegekräfte auszubilden, sie an-
ständig zu bezahlen und auch für eine 
entsprechende Finanzierung zu sorgen. 
Das Pflegeneuausrichtungsgesetz (PNG) 
des Bundes sollte diese Reform bringen. 
Es ist seit dem 1. Januar in Kraft. Zu se-
hen ist aber, dass das PNG das bestehen-
de Pflegegesetz (SGB XI) nur in einzelnen 
Punkten erweitert. Die Änderungen aus 
der Pflegereform 2008 werden fortge-
schrieben. Nur wenig in diesem Gesetz ist 
wirklich neu.

Es ist ein Gesetz, das uns alle angeht, 
nicht nur die Senior/innen in der GdP, 
da wir alle älter werden und anfälliger 

für Pflegebedarf. Deshalb hat die GdP in 
Kooperation mit dem DGB eine Broschü-
re zur Pflegereform 2013 erstellt. Die 
Broschüre ist im geschlossenen Bereich 
des Internetauftritts der GdP verfüg-
bar (Sachgebiete/Aufgaben - Abteilung 
I Grundsatzpolitik/Tarif - Sozialpolitik 
– Infothek) sowie im APS (Wissenswer-
tes - Pflege und Pflegeversicherung - Die 
Pflegereform). Größere Bestellmengen der 
Broschüre können direkt beim DGB über 
das Bestellsystem zum Preis von 29 Cent 
pro Broschüre erworben werden. 

(https://www.dgb-bestellservice.de/
besys_dgb/). 

HeRAUsFORdeRUNgeN NeHMeN 
ZU

Annelie Buntenbach vom geschäfts-
führenden Bundesvorstand des DGB 

macht die bestehenden Probleme in ei-
nem Vorwort deutlich.

Die Herausforderungen in der Pflege 
nehmen zu. So wird es im Jahr 2030 nach 
den Prognosen des Statistischen Bundes-
amtes etwa 3,4 Millionen pflegebedürfti-
ge Menschen geben, das ist ungefähr eine 
Million mehr als heute. Parallel dazu wer-
den im selben Zeitraum eine halbe Milli-
on Vollzeit-Pflegekräfte fehlen. Auch die 
Familie als „Pflegedienst der Nation“ fällt 
immer häufiger aus, weil keine Kinder in 
der Familie da sind oder weil sie woan-
ders leben als die zu pflegenden Eltern. 
Trotz des Grundversorgungscharakters 
der Leistungen der Pflegeversicherung 
sind damit mehr Kosten vorprogrammiert. 
Mit der Ankündigung der Pflegereform im 
Sinne eines Pflegeneuausrichtungsgeset-
zes (PNG) war ursprünglich geplant, eine 
strukturelle Weiterentwicklung der Pflege 
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voranzutreiben, um auf die Probleme der 
Zukunft gut vorbereitet zu sein.

FiNANZieRUNg deR PFLege NiCHt 
gesiCHeRt

Seit dem 1. Januar 2013 ist nun ein 
Gesetz in Kraft, das als Ergebnis des an-
haltenden Koalitionsstreites auf den 
kleinsten gemeinsamen Nenner einge-
dampft wurde. Die Pflegereform bringt 
zwar punktuelle Leistungsverbesserun-
gen, vernachlässigt aber den strukturellen 
Reformbedarf und trägt möglicherweise 
sogar zu einer weiteren Zersplitterung 
in der ohnehin unübersichtlichen Ver-
sorgungslandschaft der Pflege bei. Das 
Kernstück der lang angekündigten Pfle-
gereform, die Neu-Definition von

Leistungsansprüchen für pflegebe-
dürftige Menschen, blieb genauso außen 
vor wie Maßnahmen zur Lösung des Fach-
kräftemangels in den Pflegebetrieben und 
eine nachhaltige Finanzierung der Pfle-
geversicherung. Über diese großen Lü-
cken kann auch die Leistungsausweitung 

für die an Demenz erkrankten Menschen 
nicht hinwegtäuschen.

Die gravierendste Fehlentscheidung 
ist und bleibt die mit Spannung erwartete 
Antwort auf die Frage nach der künfti-
gen Finanzierung steigender pflegerischer 
Leistungen. Die Fünf-Euro-Förderung von 
privaten Pflegeverträgen ist angesichts 
des Pflegenotstands in Deutschland eine 
große Enttäuschung. Dieser „Pflege-Bahr“ 
löst die Probleme der Zukunft nicht, weil 
damit die notwendige Pflege – vor allem 
einkommensschwacher Menschen – we-
der heute noch in Zukunft finanziert wer-
den kann.

Gute Pflege hat ihren Preis. Mit der 
Weiterentwicklung der Sozialen Pflege-
versicherung zu einer solidarischen Bür-
gerversicherung könnte eine nachhaltige 
und faire Lösung für alle geschaffen wer-
den. Der DGB, der sich mit Betroffenen 
und Sozialverbänden im Bündnis für GUTE 
PFLEGE engagiert, setzt sich mit Nach-
druck dafür ein, dass die nächste Pflege-
reform auch hält, was sie verspricht. 
dgbnw 

Broschüre zur Pflegereform

rätSel: heISSer Kaffee

Die Seniorenarbeit innerhalb der GdP, 
vor allem in Südhessen, gleicht in einigen 
Bereichen wohl einer lahmen Ente. Von 
den meisten Seniorenvertretern der Kreis-
gruppen höre ich nichts. Ich weiß nicht, 
was sie für die Senior/innen (Pensionär/
innen, Tarifbeschäftigte) unternehmen 
und sie sagen mir auch nicht, was ich 
als Seniorenvertreter der BZG an Themen 
anbieten soll, die allgemein von Interesse 

sind. Ich fühle mich da ziemlich alleine 
gelassen.

Jetzt frage ich alle Senioren, ob sie 
Interesse an einer Mitarbeit für ältere 
Menschen haben und welche Themen ich 
anbieten soll. Gibt es besondere Semin-
arthemen für Senioren? Sollten wir Se-
minare auf BZG-Ebene durchführen, viel-
leicht mit einer anderen BZG zusammen? 
Habt ihr Interesse an Ein- oder Mehr-Ta-

ges-Ausflügen, an Besichtigungen? Kann/
sollte man generell etwas verbessern an 
der Seniorenarbeit und wenn, was?

 Es wäre nennt, wenn die Senioren mir 
eine Nachricht zukommen ließen.

Norbert Weinbach, Lindenstr. 7, 
64653 Lorsch, E-Mail: norbert.wein-
bach@online.de 

IntereSSe an Der arBeIt Der PolIzeI-SenIoren

Norbert und Fritz aus Lorsch hatten 
endlich in die Tat umgesetzt, was sie sich 
schon

so lange vorgenommen hatten: Einen 
ganzen Tag lang Hamburg zu besuchen. 
Nach

einem erlebnisreichen Tag sagte Nor-
bert: „Jetzt lass uns schnell zum Bahnhof 
gehen

und nach Hause fahren“.  „Ach was“, 
entgegnete Fritz, „ein Kaffee im Café 
muss noch sein“. Im Café blickte Norbert 
ständig auf seine Uhr und seine Nervosi-
tät wuchs. Als der Kaffee dann kam, gab 
er Milch in seine Tasse hinzu und bemerk-
te ungeduldig: „Jetzt ist der Kaffee auch 

noch kochend heiß. Das dauert ja ewig, 
bis man ihn trinken kann“. Fritz gab zu-
rück: „Wenn Du die Kaffeesahne nicht 
hineingegeben hättest, wäre er etwas 
schneller abgekühlt“. 

Über diese Frage gab es eine kleine 
Diskussion zwischen den beiden, ihren 
Zug erwischten sie dann aber doch noch. 
Meine Frage lautet nun: Wie kommt der 

Kaffee schneller auf Trinktemperatur 
- wenn man sofort kalte Kaffeesahne (in 
der üblichen Tassenportion) hineingibt 
oder wenn man die gleiche Menge Milch 
später hinzufügt?

 

LösUNg
Je größer der Temperaturunterschied 

zwischen einer Flüssigkeit und ihrer Um-
gebung, desto schneller erfolgt die Tem-
peraturangleichung. Der Kaffee ohne 
Milch kühlt also schneller ab, erreicht sei-
ne Trinktemperatur eher.    HeRo 
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VereIne, VerBänDe, ParteIen Im wanDel Der zeIt
nähern oDer entfernen wIr unS Von Den mItglIeDern –  
oDer umgeKehrt?
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Hoffentlich wird es nicht so schlimm, 
wie es ist. Oder ist alles genauso wie frü-
her, nur anders?

Früher lebten wir in wenigen aber 
starken Gemeinschaften. Mit fester Bin-
dung. Wir wollten aktiv sein und uns nicht 
mit einer passiven Rolle begnügen. Wir 
lernten unser Handwerk von der Pike auf 
und wollten mitspielen, wenn die Zeit reif 
war. Heute sind nicht mehr die Gemein-
schaften prägend, sondern die Netzwerke, 
in denen zwangsläufig auch die einzelnen 
Bindungen schwächer sind. Im Normalfall 
wird nur noch nachgerechnet, wie ich mit 
den Angeboten meinen Mitgliedsbeitrag 
wieder „einspielen“ kann. Und das war’s 
dann vorerst mal. Wir nehmen mit einem 
wohlwollenden Desinteresse am Vereins-
leben teil. Mitdenken und Mithandeln 
glatte Fehlanzeige – mangels profundem 
Wissen.

bLOss KeiN eHReNAMt ANNeH-
MeN

Die Übernahme eines Ehrenamtes 
wird nicht mehr angestrebt, weil es kei-
nen sozialen Aufstieg mit sich bringt. Es 
wird höchstens als Belastung angesehen. 
Und deshalb fehlt es auch an der Begeis-
terungsfähigkeit. Wir spüren deutlich die 
Problematik der personellen Nachbeset-
zung und die Schwierigkeit einer zeitge-
mäßen Führung. 

Früher konnte man sich auf seinen 
Verein oder Verband verlassen. Jeder war 
für den anderen da, man sicherte sich 
gegenseitig ab, half sich aus Schwierig-
keiten, motivierte sich. Für Ehrgeizlinge, 
Egomanen oder Eitelkeiten war kein Platz. 
Man hätte ja die Einheit gefährden kön-
nen. Gemeinsinn war die Devise. Nicht Ei-
gensinn, kein Karrieredenken. Erst mal an 
die Kernaufgaben. 

Das Verrückte ist nur, dass sich et-
liche Superfunktionäre von Hunderten 
unfähiger Mitglieder umzingelt fühlen. 
Aber kein Einziger fühlt sich verant-
wortlich, diese Unfähigen zu motivieren. 
Die meisten Schwächen, die sie bei den 
Mitgliedern sehen, sind doch ein Spiegel-
bild ihres eigenen Versagens. Denn wer 
bestimmte Maßstäbe an andere anlegt, 
muss zunächst damit rechnen, dass es ihn 
ebenfalls treffen kann. Nicht alle Mitglie-

der sind gelernte Untertanen, aber man-
che Funktionäre Pappkameraden. Denn 
sie waren nicht bereit, sich für die auf sie 
zukommende Arbeit zu interessieren und 
einzuarbeiten, verzichteten auf menschli-
che Annäherung und versuchten, auf An-
hieb Funktionsposten oder Projektstellen 
zu ergattern. Es ging ihnen nicht darum, 
die Dinge richtig zu machen, sondern die 
richtigen Dinge, um Karriere zu machen.

bAsisARbeit ist eiN FReMdWORt
Für diese Typen ist das Wichtigste 

das Mikrophon oder der Bildschirm, um 
ihr Gelaber los zu werden. Basisarbeit ist 
ein Fremdwort. Sie hören sich am liebsten 
selbst sprechen und können folglich nicht 
zuhören. Lamentieren gern nach unten, 
anstatt nach oben zu protestieren. Aber 
wenn man nur noch Karriere machen 
und Geld verdienen will, verliert man den 
Blick für das Ganze und man versagt als 
Mensch, Freund, Partner. Denn man soll-
te eigentlich ein Kumpel, ein Typ sein, 
der ankommt, der mit Freundlichkeit und 
positiver Energie auf die Leute zugeht. 
Dass man manchmal als Klagemauer oder 
Blitzableiter herhalten muss, ist zum Aus-
halten. 

Unsere Funktionäre werden doch 
nicht wegen ihres Amtes, sondern wegen 
ihrer Kompetenz geachtet. Andererseits 
müssen auch Begabte gefördert werden, 
wenn sie nicht so hundertprozentig ins 
Schema passen. Nicht nur „Kompliziert-
denker“ sind gute Leute und nicht alle, 
die verständlich reden, sind naiv. Jeder 
soll seine Talente so entfalten, wie sie ihm 
gegeben sind.

AUF deM RiCHtigeN Weg
Bei der GdP sind wir, glaube ich, in 

vielen Bereichen auf dem richtigen Weg. 
Wir haben eine schlüssige Konzeption, 
meistens engagierte Mitarbeiter/innen, 
die die Kraft zur Umsetzung unserer Stra-
tegien und den Willen zum Erfolg haben. 
Wir wissen aber auch, dass man sich über 
seine GdP nicht nur freuen, sondern auch 
manchmal ärgern kann. Aber ein echtes 
Mitglied mag seine GdP, mit all ihren 
Stärken und Schwächen.

Was alle wissen müssten, ist ganz 
einfach: Wir müssen unseren Mitgliedern 

helfen, die Durststrecken des Berufsle-
bens durchzustehen und dürfen Politiker 
und Vorgesetzte nicht von der Wirklich-
keit abschirmen und der Zeit entziehen. 
Wenn wir Präsenz zeigen wollen, müssen 
wir vor Ort sein und auch das Älterwerden 
annehmen. 

Und welche Rolle ist uns Senioren ei-
gentlich in diesem Prozess zugedacht? Wir 
müssten begehrte „Mitspieler“ sein. Wir 
haben eine reiche Lebens- und Berufs-
erfahrung, wollen nichts mehr werden, 
heizen den Wettbewerb nicht unnötig an 
und stehen keinem im Weg. Und das ist 
gut so für die allgemeine Stimmung. 

Denn wir haben unsere Leistung schon 
erbracht, haben unsere Ziele erreicht, mit 
und für die Gewerkschaft. Aber was pas-
siert? Man vertraut uns nicht und lässt 
uns im Regen stehen. Da müssen andere 
Zugänge gefunden werden. 

KeiN VeRstÄNdNis FÜR AUstRitte 
AUs deR gdP

Schauen wir uns noch die Austritte 
an. Wenn „Tarifler“ kündigen, kann ich es 
noch nachvollziehen (Minirente). Wenn 
aber Beamte kündigen, hauptsächlich 
Leute ab 

A 15, Erste Hauptkommissare oder 
prüfungsfreie Polizeihauptkommissare, 
setzt es bei mir aus. Da spielt doch nicht 
das Geld die Rolle, sondern der Charakter, 
die Vergesslichkeit und Undankbarkeit. 
Aber wir müssen es respektieren. Viel-
leicht muss es uns erst gelingen, die po-
sitiven Merkmale des gewerkschaftlichen 
Lebens besser zu vermitteln, um auch im 
Ruhestand Appetit auf die GdP zu ma-
chen. 

Und dass unseren Mitgliedern auch in 
dieser Zeit ein gewerkschaftliches Zuge-
hörigkeits- und Gemeinschaftsgefühl ge-
stiftet wird. Früher hatte man Angst, 
nicht mehr dazu zu gehören. Heute suche 
ich mir schnell einen anderen Verein aus. 
Ich bin ja noch in zehn Vereinen Mitglied, 
die billiger sind, auch wenn sie nichts für 
meinen sozialen Stand getan haben. 

Günter Klinger,
Landes-Seniorenvorsitzender Bayern
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eIn „KomPlott“ BeDroht unS

eIne nachDenKenSwerte geSchIchte, nIcht nur für ältere 
mItglIeDer

Es gibt immer wieder interessante 
Geschichten im Internet. Dabei ist der 
Verfasser meistens nicht bekannt. Die 
hier gedruckte Geschichte ist natürlich 
eine Glosse. Sie gibt es in verschiedenen 
Versionen immer Mal wieder. Sie soll zum 
Nachdenken anregen, ob das, was wir er-
leben, wirklich so unwahrscheinlich ist.

 
dAs „KOMPLOtt“ gesCHieHt HieR 
iN UNseReM LANd

Hast du bemerkt, dass die Treppen 
jeden Tag steiler werden. Lebensmittel 
immer schwerer und Entfernungen immer 
weiter. Gestern ging ich aus dem Haus 
und war verblüfft, wie lang unsere Stra-
ße geworden ist. Die Gravitation hat auch 
stark zugenommen in den vergangenen 
30 Jahren. Ich spüre es besonders beim 
Aufstehen von meinem Sofa. Und die Leu-
te sind jetzt auch weniger rücksichtsvoll, 
besonders die jungen.

Sie flüstern die ganze Zeit. Wenn du 
sie bittest lauter zu sprechen, wiederho-
len sie die stille Nachricht mit der Lip-
pensprache. Was denken die sich, bin ich 
vielleicht ein Lippenleser? Die sind auch 
wesentlich jünger, glaube ich, wie ich 
damals in dem Alter war. Andererseits, 
Leute in meinem Alter sehen älter aus als 
ich. Unlängst habe ich eine alte Bekannte 
getroffen und sie ist um vieles älter ge-
worden, so dass sie mich nicht einmal er-
kannte. Ich selbst kann mein Spiegelbild 
erkennen. Aber, irgendwie sind sogar die 
Spiegel nicht mehr so wie sie früher wa-
ren.

Außerdem, jeder fährt heutzutage 
so schnell. Du riskierst Kopf und Kragen 
wenn du auf der Autobahn unterwegs 
bist. Alles bremst sich hinter dir ein, ich 
sehe sie schreien und gestikulieren im 
Rückspiegel. Ihre Bremsen müssen einen 
furchtbaren Verschleiß haben.

Auch die Hersteller von Kleidung sind 
zurzeit weniger seriös. Warum bezeich-
nen sie plötzlich Größe 36 oder 38 als 
Kleid der Größe 48 und 50? Glauben sie, 
dass es keiner bemerkt? Ebenso unseriös 
sind die Hersteller von Personenwaagen. 
Denken die wirklich, dass ich glaube, was 
ich auf der Skala sehe? Ich habe mir nie 
was aus den Zahlen gemacht. Wen wollen 
diese Leute reinlegen?  Mit der Schrift in 
meinem Computer ist auch etwas pas-
siert, sie ist kleiner, als sie früher einmal 
war. Ich wollte jemandem anrufen und 
berichten, was da vorgeht, aber die Te-
lekom ist auch bei dem Komplott dabei. 
Sie haben die Telefonbücher in so kleiner 
Schrift herausgegeben, dass keiner jemals 
eine Nummer dort finden kann. Alles was 
ich machen kann ist, diese Warnung wei-
ter zu schicken: Wir sind angegriffen. 

Wenn nicht bald was Entscheidendes 
passiert, wird jeder diese furchtbare Ent-
würdigung erleiden müssen. gdpnw 

// SenIoren //

Kaum zu glauBen – aBer wahr
ohne BeSonDere technIK unD hIlfSmIttel älter geworDen

Hier ist die zweite Glosse für den 
Report. Dieses Mal geht es nicht darum, 
was ältere Menschen erleben, sondern 
was sie alles erlebt haben. Auch diese 
Geschichte ist aus dem Internet und es 
gibt sie in verschiedenen Versionen. Diese 
hier wurde von einem Kollegen eingesen-
det. Natürlich ist es gut, wenn es heute 
bessere Techniken und bessere Sicher-
heitsmaßnahmen gibt wie früher, für alle 
Menschen, nicht nur die, die vor 1975 ge-
boren worden sind, um eine Zeitgrenze zu 
ziehen.

VOR 1975 gebOReN
Bist Du vor 1975 geboren worden? 

Wenn nicht, dann hat das Folgende nichts 
mit Dir zu tun. Du kannst aber trotzdem 
weiterlesen, um zu verstehen, warum ihr 
nach 1975 Geborenen stets glaubt, an eu-
rer physischen Obergrenze zu sein. 

Wenn Du als Kind in den 50er-, 60er- 
oder 70er-Jahren gelebt hast, ist es rück-
blickend kaum zu glauben, dass wir über-

haupt noch leben. Das grenzt schon an 
Heldentum.

WARUM?
Wir saßen in Autos ohne Kindersitz, 

ohne Sicherheitsgurte, ohne Airbags, ohne 
Kopfstützen und ohne Kindersicherungen. 
Unsere Bettchen und Spielsachen waren 
mit Farben gestrichen, die Cadmium und 
Blei enthielten. Die Arzneifläschchen aus 
den Apotheken konnten wir ohne Schwie-
rigkeiten öffnen, ebenso wie die Gefäße 
mit den Bleichmitteln. Türen, Schränke 
und Steckdosen waren eine ständige Be-
drohung für unsere kleinen Finger.

Wir saßen vorne oder hinten auf dem 
Fahrrad, natürlich ohne Helm. Unsere 
Fahrräder waren meistens zu groß und 
hatten in der Regel keine Gangschaltung. 
Wenn es einen Platten gab, haben wir 
vom Vater gelernt, wie man den Schlauch 
selbst flickt. Unsere Schuhe waren meis-
tens schon eingelaufen durch Bruder, 
Schwester oder Neffe. 

Wasser tranken wir aus der Wasser-
leitung – nicht aus Kunststoff-Flaschen. 
Wir aßen Schmalzbrote, Schweinebra-
ten, Schweinshaxen, fette Bratkartoffeln 
und Süßigkeiten. Keiner scherte sich um 
Kalorien und wir hatten dennoch keine 
Gewichtsprobleme. Wir verließen früh-
morgens das Haus und kamen erst abends 
wieder heim. meistens wusste keiner, wo 
wir waren. Handys gab es damals noch 
nicht. Unsere Eltern haben uns vertraut.

es giNg AUCH OHNe ReCHtsAN-
WALt

Wir haben uns geschnitten, die Kno-
chen gebrochen, die Zähne ausgeschla-
gen. Niemand wurde deshalb verklagt. 
Wir waren fast immer selbst schuld. 

Wir hatten weder Playstation, Note-
book, PC, Video, DVD, iPod, iPhone, In-
ternet oder eigene Fernseher. Wir hatten 
Freunde. Das Fernsehprogramm begann 
erst um 18 Uhr. Unsere Eltern bestimm-
ten, was und wie lange TV geglotzt wurde.
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Wir spielten Straßenfußball. Nur wer 
gut war, durfte mitspielen. Wer nicht gut 
genug war, musste zuschauen und lernen, 
mit Enttäuschungen umzugehen. Das 
ging alles ohne Kinderpsychiater.

Manche Schüler rasselten durch Prü-
fungen und wiederholten Klassen. Das 
führte nicht zu emotionalen Elternaben-
den oder zu Änderungen der Leistungs-
beurteilung (mit Rechtsanwalt). Wir gin-
gen auch im Winter zu Fuß in die Schule. 

Schulbusse gab es nicht. Wir machten 
unsere Pausenbrote selbst. Und wenn wir 
das vergessen hatten, gab es in der Schu-
le nichts zu kaufen. Mc Donalds, Burger-
King, Döner-Bude, Snack-Bar, Imbiss-
Stand, Pizza-Ecke – Fehlanzeige.

Unsere Taten hatten manchmal Kon-
sequenzen. Wenn einer von uns gegen 
ein Gesetz verstoßen hatte, war klar, dass 
die Eltern ihn nicht automatisch aus dem 
Schlamassel heraus boxten. Es war zwar 

erstaunlich aber sie waren oft der glei-
chen Meinung wie die Polizei.

Unsere Generation hat eine Fülle in-
novativer Problemlöser, risikobereiten Er-
findern, Technikern und kreativen Men-
schen hervorgebracht. Wir hatten Freiheit, 
Erfolg, Misserfolg, Verantwortung. Mit all 
dem mussten wir umgehen – und wir 
wussten auch wie. Und wir haben den-
noch überlebt. Denkt einmal darüber 
nach.   nwhf 

// auS Dem gerIchtSSaal //

IntereSSante urteIle
eLteRNZeit NiCHt ANsAMMeLN

Aufgrund zahlreicher Anfragen wird 
ein aktuelles Urteil des Sozialgerichtes 
Speyer bekanntgegeben, das sich darauf 
bezieht, dass Eltern nur dann Anspruch 
auf Arbeitslosengeld haben, wenn ihre 
Kinder während der Elternzeit nicht älter 
als 3 Jahre sind. Das hat auch dann Be-
stand, wenn mehrere Kinder gleichzeitig 
erzogen werden. Im aktuellen Fall hatte 
sich eine Mutter die „nicht verbrauchte“ 
Elternzeit des ersten Kindes aufgespart 
und wollte diese am Ende der Elternzeit 
des zweiten Kindes nehmen. Zu diesem 
Zeitpunkt war das erste Kind allerdings 
schon älter als 3 Jahre. Die Agentur für 
Arbeit war der Meinung, dass Zeiten für 
Kindererziehung nicht aufgespart wer-
den dürfen. Dieser Auffassung schloss  
sich  das Sozialgericht Speyer an und 
bestätigte im Urteil die Begründung der 
Bundesagentur. 

Az: s 1 AL 31/11 Sozialgericht Speyer

FUssgÄNgeR UNd RAdFAHReR
Wenn Fußgänger Straßen über-que-

ren, sollten sie nicht nur auf  sich 
nähernde Kraftfahrzeuge achten, 
sondern sollten auch aufpassen, 
dass nicht Radfahrer auf einem pa-
rallel zur Fahrbahn verlau-fenden 
Radweg angefahren kommen. Soll-
te es nämlich in einem solchen Fall 
zum Unfall zwischen Fußgänger 
und Radfahrer kommen, so gibt es 
u. U. für den Fußgänger keine Ent-
schädigung. Im konkreten Fall war 
eine Fußgängerin vor das Fahrrad 
eines Jugendlichen gerannt, der 
sich vorschriftsmäßig auf dem Rad-
weg fortbewegte. Sie stieß mit dem 
Fahrrad zusammen, kam zu Fall und 
verletzte sich so schwer, dass sie 
dauerhaft Probleme beim Gehen 
hat. Sie for-derte 15.000€ Scha-
densersatz und zudem 20.000€ 

Schmerzensgeld. Dem folgte das Ge-
richt nicht. Die Richter stellten klar, dass 
Radfahrer zwar grundsätzlich Gefahren 
erkennen und ihre Geschwindigkeit in 
solchen Fällen verringern, da sie ansons-
ten ein erhebliches Mitverschulden am 
Zustandekommen eines Unfalls hätten. 
Sie hielten jedoch dem Radfahrer sein 
jugendli-ches Alter zugute. Er durfte nach 
Ansicht der Richter darauf vertrauen, dass 
sich Erwachsene  verkehrsgerecht verhal-
ten.  Az: 4 U 3/11-2 OLG Saarbrücken  

tARiFWeCHseL dARF NiCHt be-
NACHteiLigeN 

Wechselt ein Versicherungsnehmer 
innerhalb eines Krankenversicherungsver-
trages, so darf er nicht schlechter Gestellt 
werden als vergleichbare Versicherungs-
nehmer. Das Stellte der Bundesgerichts-
hof (BGH) in einem jetzt veröffentlichten 
Urteil fest. Im verhandelten Fall hatte ein 
Versicherter einer privaten Krankenversi-
cherung zunächst einen Tarif inne gehabt, 
der vorsah, dass er u. a. für ambulante 
Leistungen einen jährlichen Selbstbehalt 

von 2.300 € zu leisten hätte. Als er für 
sich einen vermeintlich günstigeren Tarif 
wählen wollte, der auswies, dass zukünf-
tig ein behandlungsbezogenes Selbstbe-
halten von 10 € pro Behandlungstag und 
Arzt/ Therapeut sowie  von Arznei- und 
Verbandmitteln zu entrichten wäre, sollte 
er dennoch, nach rechtlicher Würdigung 
seiner Krankenkasse, weiterhin die 2.300 
€ Selbstbeteiligung zahlen. Dagegen 
wehrte sich der vermeintlich geprellte 
Versicherungsnehmer. Und das zu Recht, 
wie der Bundesgerichtshof in seinem Ur-
teil befand.  Laut abschließender Rechts-
sprechung des BGH ist nämlich die 
Kombination eines absoluten jährlichen 
Selbstbehaltes mit dem behandlungs-
bezogenen Selbstbehalt nicht zulässig. 
Der Versicherer dürfe beim Tarifwechsel, 
soweit die Leistung im neuen Tarif um-
fassender ist, für die Mehrleistung einen 
Leistungsausschluss oder einen ange-
messenen Risikozuschlag und auch eine 
Wartezeit verlangen. Allerdings dürfe der 
Versicherte durch einen „kumulativen An-
satz“ nicht schlechter gestellt werden.
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VOR geFAHReN MUss geWARNt 
WeRdeN

Dass auch kleinere Gemeinden ihrer 
Verkehrssicherungspflicht nachzukom-
men haben, wies das Oberlandesgericht 
in einem Urteil hin. Im aktuellen Fall hat-
te ein dicker Ast, in etwa 3 Meter Höhe, 
auf eine kleinere Straße geragt und an 
einem vorbeifahrenden Lkw Sachscha-
den in Höhe von 18.000 € verursacht. 
Einen Hinweis auf diese Gefahrenstel-
le, die auch Fahrern von Wohnmobilen, 
Kleintransportern oder gar Bussen zum 
Verhängnis hätten werden können, gab 
es nicht. Allerdings beinhaltet das Ur-
teil für den Fahrer des Lkw einen kleinen 
Wermutstropfen; weil der Unfall nämlich 
zur Tageszeit, also bei Helligkeit passierte, 
erhält er lediglich 50% des Schadens er-
stattet, weil er die Gefahr hätte frühzeitig 
erkennen können. Somit trägt der Lkw-
Fahrer eine Mitschuld. Die Richter stellten 
jedoch klar heraus, dass wenn der Unfall 

tödLiCHe ALLeRgie ist eiN UNFALL
dAs ObeRLANdesgeRiCHt (OLg) 
MÜNCHeN HAt FestgesteLLt, 
dAss deR 

Tod, der durch eine allergische Re-
aktion ausgelöst wurde, von der Unfall-
versicherung abgedeckt ist. Laut Urteil 
des in Frage kommenden OLG sind Le-
bensmittelvergiftungen, die auf die Auf-
nahme verunreinigter, giftiger oder zer-
setzter Lebensmittel zurückzuführen sind 
unter dem „Unfallbegriff“ zu definieren. 
Im konkreten Fall war eine  15-Jährige 
aufgrund einer allergischen Reaktion ver-
storben. Das Mädchen hatte Schokolade 
zu sich genommen, die augenscheinlich 
Spuren von Nüssen enthielt. Da das Mäd-
chen zu Lebzeiten unter verschiedenen 
Nahrungsmittelallergien litt, weigerte 
sich die Unfallversicherung, die gemäß 
Vertrag vereinbarte Versicherungssum-
me auszuzahlen. Dagegen zogen die El-
tern erfolgreich vor Gericht. Das Gericht 
verurteilte die Versicherung zur Zahlung 
der vereinbarten Versicherungssumme. 
Nach vorliegenden Gutachten, insbeson-
dere das des behandelnden Notarztes, sei 
der Tod des Mädchens mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit Folge ei-
nes allergischen Schocks auf das verzehr-
te Nahrungsmittel gewesen. Und nach 
Ansicht der Richter am Oberlandesgericht 
stelle das versehentliche Verzehren von 
schädlich Allergenen zusammen mit an-
deren Nahrungsstoffen einen versicherten 
Unfall dar.

Az: 14 U 2523/11 OLG München  

in der Dämmerung oder gar zu Nachtzeit 
passiert wäre, der Besitzer des Lkw sich 
nicht an der Wiederherstellungskosten 
seines beschädigten Fahrzeuges hätten 
beteiligen müssen. Denn ohne Warnhin-
weise wäre die Gefahrenstelle dann kaum 
zu erkennen gewesen. 

Az: 1 U 549/12 OLG München

UNteRHALt NACH sCHULAUsbiL-
dUNg

Volljährige Kinder haben nach dem 
Abschluss ihrer Schulausbildung nicht au-
tomatisch und zwangsläufig Anspruch auf 
Unterhalt. Zwar stehe dem Kind nach dem 
Ende der Schule eine gewisse Erholungs-
phase zu, berichtet die „Monatsschrift 
für Deutsches Recht“ unter Berufung auf 
einen Beschluss des Oberlandesgerichts 
Karlsruhe. Allerdings müsse die Ausbil-
dung dann zielstrebig, etwa durch un-
verzügliche Aufnahme eines Studiums, 
fortgesetzt werden. In einem kürzlich ver-
handelten Fall wollte ein volljähriger jun-
ger Mann von seinem Vater vor Gericht 
Unterhalt erstreiten. Der Kläger hatte 
nach dem Schulabschluss ein freiwilliges 
soziales Jahr absolviert und während die-
ser Zeit auch Lohn erhalten. Zwei Mona-
te nach Beendigung des Dienstes wollte 
er eine Ausbildung beginnen. Er war der 
Annahme, dass sein Vater ihn während 
dieser kurzen Wartezeit finanziell un-
terstützen müsste. Die Klage des jungen 
Mannes wurde jedoch vom OLG abgewie-
sen. Das Gericht war nämlich der Auffas-
sung, dass sich der Kläger sofort um die 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit hätte 
kümmern müssen. Volljährige Kinder, die 
sich nicht in Ausbildung befänden, hätten 
die Pflicht, jede Arbeitsmöglichkeit aus-
zunutzen. 

Az: 2 WF 174/11 

iN AUtOMAtisCHeR tÜR eiNge-
KLeMMt

Wer zwischen Flügeln automatischer 
Türen eingeklemmt wird, hat keinen An-
spruch auf Schadensersatz. Das geht aus 
einem jüngst vom Landgericht Nürnberg-
Fürth ergangenen Urteil hervor, das in 
der „NJW-Rechtsprechungs-Report Zi-
vilrecht“, Heft 14/2012, veröffentlicht 
wurde. Nach Auffassung der Richter am 
dortigen Landgericht, muss ein Passant 
damit rechnen, dass solche Türen sich 
auch unerwartet schließen können. Aus 
dieser Begründung heraus treffe den 
Kläger wegen mangelnder Aufmerksam-
keit ein erhebliches Mitverschulden. Da-
mit wurde die Klage einer Bankkundin 

abgewiesen. Sie war beim Verlassen der 
Bankfiliale zwischen die sich automatisch 
schließenden Schiebetüren geraten. Sie 
hatte zuvor einer anderen Kundin, die die 
Filiale betrat den Vortritt überlassen und 
diese passieren lassen, obwohl sie selbst 
in diesem Moment noch genau zwischen 
den Flügeln stand. Offenbar schloss die 
Tür aufgrund verzögert reagierender Be-
wegungsmelder, obwohl die Klägerin 
genau zwischen den Türen stand. Dabei 
wurde die Klägerin eingeklemmt und zog 
sich Verletzungen zu. Trotz dieses Um-
standes sah das Gericht keine Verletzung 
der Verkehrssicherungspflicht seitens der 
Bank. Vielmehr warfen sie der Klägerin 
vor, nicht aufmerksam genug gewesen zu 
sein. 

Az: 12 O 2095/11

KeiN ANsPRUCH AUF KiNdeRZU-
sCHLAg

Wenn Großeltern die Vormundschaft 
für ihre Enkel übernehmen, haben sie 
keinen Anspruch auf einen Kinderzu-
schlag. Der entscheidende Unterschied 
zu den Eltern besteht darin, dass Groß-
eltern im Gegensatz zu den Eltern keine 
sogenannte Bedarfsgemeinschaft mit den 
Enkeln bilden. Dies ist die Entscheidung 
des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz. 
Im konkreten Fall hatte das Gericht den 
Großeltern die Vormundschaft für ihre 
insgesamt 3 Enkel übertragen. Sie erhiel-
ten für diese Sozialhilfeleistungen in er-
forderlichem Umfang. 

Die Großeltern wollten aber auch den 
Kinderzuschlag und strengten deshalb 
eine Klage an. Kinderzuschlag ist für ge-
ring verdienende Familien mit Kindern 
vorgesehen. Er soll verhindern, dass Eltern 
wegen der finanziellen Belastungen für 
ihre Kinder auf Arbeitslosengeld II ange-
wiesen sind. Diese Lösung wurde von den 
Großeltern der minderjährigen Kinder an-
gestrebt. 

Die Richter am Landessozialgericht 
lehnten dieses Ansinnen jedoch ab, da die 
Großel-tern mit ihren Enkelkindern auch 
dann keine Bedarfsgemeinschaft bilden, 
wenn sie Vormund der Kinder sind. Damit 
sei diese Form der familiären Gemein-
schaft privilegiert. Die Enkel hätten un-
abhängig vom Einkommen und Vermögen 
der Großeltern Anspruch auf staatliche 
Hilfe. Würden Großeltern und Enkel da-
gegen eine Bedarfsgemeinschaft bilden, 
wären sie verpflichtet, ihr Einkommen im 
Einzelnen nachzuweisen und für die Enkel 
einzusetzen.

Az: L & BK 1/10

// auS Dem gerIchtSSaal //
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